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1. Gesetzgebungswinter 2023 

1.1. Änderungen von A bis Z – das ist schon 
beschlossen 

Bereich Auswirkung und 
Handlungsbedarf 

Ausgleichsabgabe 
* Abgabe steigt 
Gesetz zur Förderung eines 
inklusiven Arbeitsmarktes 

• Das neue „Gesetz zur 
Förderung eines inklusiven 
Arbeitsmarktes“ soll die 
Förderung schwerbehinderter 
Menschen verbessern. 

• Ab 2024 gelten neue 
monatliche Abgaben für nicht 
besetzte Pflichtarbeitsplätze: 
Bei einer 
jahresdurchschnittlichen 
Beschäftitungsquote 
* von drei Prozent, aber 
weniger als der geltenden 
Pflichtzah: 140 EUR/Monat 
* von zwei bis drei Prozent: 
245 EUR pro Monat; 
* von weniger als zwei Prozent: 
360 EUR pro Monat; 

• Neue Stufe: Wenn gar keine 
schwerbehinderten Menschen 
beschäftigt werden: 720 EUR 

Arbeitnehmer-Sparzulage 
• Höhere Zulage 
Zukunftsfinanzierungs-gesetz 

• Das 
Zukunftsfinanzierungsgesetz 
hat die Einkommens-grenzen 
bei der Arbeitnehmer-
Sparzulage auf 40.000 für 
Ledige und 80.000 EUR für 
Verheiratete verdoppelt 

• Beitragsbemessungs-
grenzen (BBG) 

• Zum 01.01.2024 haben sich 
die Beitragsbemessungs-
grenzen in der 
Sozialversicherung geändert: 
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o Beitragsbemessungsgr
enze in der Kranken- 
und Pflegeversicherung 
[bundeseinheitlich: 
5.175,00 Euro 
monatlich, 62.100,00 
Euro jährlich 

o Beitragsbemessungsgr
enze in der 
gesetzlichen 
Rentenversicherung 
(GRV) und 
Arbeitslosenversicherun
g [alte Bundesländer 
und Berlin-West]: 7.550 
Euro monatlich, 90.600 
Euro jährlich 

o Beitragsbemessungsgr
enze in der GRV und 
der 
Arbeitslosenversicherun
g (neue Bundesländer 
und Berlin-Ost]: 7.450 
Euro monatlich, 89.400 
Euro jährlich 

• Beitragssätze 
Werte 2024 

• Zum 01.01.2024 haben sich 
die Beitragssätze in der 
Sozialversicherung geändert: 

o Der allgemeine 
Beitragssatz in der 
gesetzlichen 
Krankenversicherung 
wird zum 01.01.2024 
nicht erhöht. Er 
verbleibt bei 14,6 
Prozent. 

o Der durchschnittliche 
Zusatzbeitrag in der 
gesetzlichen 
Krankenversicherung 
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steigt zum 01.01.2024 
auf 1,7 Prozent. 

o  Der Beitragssatz zur 
sozialen 
Pflegeversicherung 
beträgt 3,40 Prozent. 

o Der Beitrag zur 
Arbeitslosenversicherun
g bleibt bei 2,6 Prozent. 
Der Beitragssatz zur 
gesetzlichen 
Rentenversicherung 
verbleibt bei 18,6 
Prozent. 

o Die 
lnsolvenzgeldumlage 
beträgt ab 01.01.2024 
0,06 Prozent. 

• Betriebliche 
Altersversorgung 

Die Erhöhung der 
Beitragsbemessungsgrenzen zum 
01.01.2024 hat Auswirkung auf den 
bAV-Höchstbeitrag nach § 3 Nr. 63 
EStG: 
• Damit ergibt sich für Beiträge 

für Direktversicherungen und 
Zuwendungen an 
Pensionskassen und 
Pensionsfonds ein steuerfreier 
Höchstbetrag von 7.248 Euro 
[acht Prozent der BBG West in 
der gesetzlichen GRV]. 

• beitragsfrei in der 
Sozialversicherung sind aber 
nur 3.624 Euro [vier Prozent 
der BBG West in GRV] 
begrenzt [§ 1 Abs. 1 Nr. 9 
SvEV]. 

• Bezugsgrößen • 42.420 Euro jährlich [3.535 
Euro monatlich] für die 
Kranken- und 
Pflegeversicherung für alle 
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Bundesländer und in der 
Renten- und 
Arbeitslosenversicherung für 
die alten Bundesländer 

• 41.580 Euro jährlich [3.465 
Euro monatlich] für die Renten- 
und Arbeitslosenversicherung 
für die neuen Bundesländer 

• Dezemberhilfe 
Keine Besteuerung (§§ 123 – 
126 EstG) 

• Die Besteuerung der 
Dezemberhilfe 2022 wird 
gestrichen. 

• Elterngeld 
Senkung 
Einkommensgrenzen 
(Haushaltsfinanzierungsges
etz) 

• Für Paare, die ab dem 
01.04.2024 Nachwuchs 
bekommen, sinkt die 
Einkommensgrenze für den 
Anspruch auf Elterngeld von 
300.000 Euro auf 200.000 Euro 
zu versteuerndes Einkommen 
mi Jahr. Für Alleinerziehende 
sinkt sie auf 150.00 Euro. 

• Ein Jahr später soll die Grenze 
dann bei 175.000 Euro liegen. 

• Jahresarbeitsentgeltgrenze
n 

• Zum 01.01.2024 haben sich 
die 
Jahresarbeitsentgeltgrenzen 
geändert: 

• Allgemeine 
Jahresarbeitsentgeltgrenze 
2024: 69.300 EUR 

• Besondere 
Jahresarbeitsentgeltgrenze 
2024: 62.100 EUR 

• Kinderkrankengeld • Elternteile können in den 
Jahren 2024 und 2025 jeweils 
15 Kinderkrankengeldtage pro 
Kind beziehen, 
Alleinerziehende pro Kind 30 
Kinderkrankengeldtage. 

• Die Gesamtzahl der jährlichen 
Anspruchstage pro Elternteil 
beträgt 35 Arbeitstage und für 
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Alleinerziehende insgesamt 70 
Arbeitstage pro Jahr. 

Kranken-/Pflegeversiche-rung 
(private) 
• Datenaustausch Verschie- 

bung um zwei Jahre 
§ 52 Abs. 36 S. 3 und 4 EStG 

• Zum 01.01.2024 sollte ein 
Datenaustausch zwischen den 
Unternehmen der privaten 
Kranken- und 
Pflegeversicherung, der 
Finanzverwaltung und den 
Arbeitgebern stattfinden. 
Hierfür hat die Pilotierung ab 
01.01.2023 mit Echtdaten 
begonnen. 

•  Es hat sich gezeigt, dass das 
erforderliche Verfahren zum 
elektronischen Datenaustausch 
sehr komplex ist. Der 
gesetzlich vorgesehene 
Starttermin 01.01.2024 
verschiebt sich jetzt um zwei 
Jahre und umfasst damit den 
Zeitraum bis zum 01.01.2026. 

• Die bisher geltenden 
Regelungen sind bis zur 
Einführung des 
Datenaustauschs weiterhin 
anzuwenden. 

Künstlersozialabgabe • 
Abgabesatz 2024 

• Der Abgabesatz für die 
Künstlersozialabgabe beträgt 
im Jahr 2024 unverändert fünf 
Prozent. 
Bemessungsgrundlage sind 
alle in einem Kalenderjahr an 
selbstständige Künstler und 
Publizisten gezahlten Entgelte. 

Lohnsteuerbescheinigung 
Muster 2024 

• Bis zum 29.02.2024 müssen 
Arbeitgeber die Lohnkonten 
2023 abschließen und dem 
Finanzamt eine elektronische 
Lohnsteuerbescheinigung 
(ELStB) übermitteln 
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• sowie dem Arbeitnehmer einen 
Ausdruck davon, der nach 
amtlich vorgeschriebenem 
Muster auszustellen ist, 
aushändigen oder elektronisch 
übermitteln. 

• Anfang September hat das 
BMF das Muster für den 
Ausdruck der elektronischen 
Lohnsteuerbescheinigung für 
das Kalenderjahr 2024 bekannt 
gemacht. Die Vorgaben des 
BMF-Schreibens vom 
09.09.2019 (Az. VI C5- S 
2378/19/10030 :001) sind 
weiter zu beachten. Es gelten 
aber folgende Besonderheiten: 

• Ab dem Jahr 2023 darf die 
eTin nicht mehr verwendet 
werden. Stattdessen muss die 
Steuer-ID als 
Ordnungsmerkmal angegeben 
werden. 

• Die Sozialversicherungs-
beiträge, die auf einen nicht 
besteuerten Vorteil nach § 19a 
EStG entfallen, sind unter Nr. 2 
bis 27 des Ausdrucks zu 
bescheinigen, da sie als 
Sonderausgaben abziehbar 
sind. 

• Ist ein Dritter gemäß § 38 Abs. 
3a S. 1 EStG zum 
Lohnsteuerabzug verpflichtet, 
hat er der zuständigen 
Finanzbehörde für jeden 
Mitarbeiter eine elektronische 
Lohnsteuerbescheinigung zu 
übermitteln (§ 41b Abs. 1S. 2 
EStG). 
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• Die Angabe des vom 
Arbeitgeber ausgezahlten 
Kindergeldes ist nicht mehr 
zulässig, da § 72 EStG zum 
01.01.2024 aufgehoben wurde. 

Mindestlohn (gesetzlicher) • 
Stundenlohn 2024 

• Auf Beschluss der 
Mindestlohnkommission steigt 
der gesetzliche Mindestlohn 
zum 01.01.2024 von 12,00 
Euro auf 12,41 Euro pro 
Stunde an. Die nächste 
Erhöhung erfolgt zum 
01.01.2025 auf 12,82 Euro. 

Mindestvergütung für 
Auszubildende  
Werte 2024 

• Seit 01.01.2024 beträgt die 
Mindestvergütung für 
Auszubildende mi ersten 
Lehrjahr 649 Euro. Bisher 
waren es 620 Euro. 

• Ab dem 01.01.2024 sind es 
649 Euro. 

• Im zweiten Ausbildungsjahr 
steigt die Mindestvergütung 
dann um 81 Prozent. Das sind 
ab 01.01.2024 766 Euro (bis 
31.12.2023: 731,60 Euro) 

• Im dritten Ausbildungsjahr 
steigt sie um 35% (01.01.24: 
876,00 Euro, bis 31.12.23: 837 
Euro) und 

• Im vierten Jahr um 40 Prozent 
(ab 01.01.24: 909 EUR, bis 
31.12.23 868 EUR) 

Minijobs 
• Höhere Jahresgeringfügig-
keitsgrenze 

• Der monatliche Höchstbetrag 
bei Minijobs ist auf 538,00 Euro 
gestiegen. Die Jahres- 
geringfügigkeitsgrenze liegt ab 
01.01.2024 bei 6.456,00 Euro 
=( 12 x 538,00 Euro). 

Mitarbeiterbeteiligung 
§ 3 Nr. 39 ESTG 
§ 19a ESTG 

• Der Gesetzgeber erleichtert 
Start-ups und kleinen und 
mittleren Unternehmen den 
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Zugang zum Kapitalmarkt und 
verbessert den Rahmen für 
Mitarbeiterbetei- ligungen. 

• Zu den einzelnen Maßnahmen 
gehört u. a., dass die 
Beteiligung von Arbeitnehmern 
am Eigenkapital ihres 
Arbeitgebers gefördert wird. 
Dazu wurde zum 01.01.2024 
der Steuerfreibetrag in § 3 Nr. 
39 EStG von 1.440 Euro auf 
2.000 Euro erhöht. 

• Der Anwendungsbereich der 
aufgeschobenen Besteuerung 
wurde ausgeweitet. Die 
Besteuerung kann bis zur 
Veräußerung der Anteile 
aufgeschoben werden, wenn 
der Arbeitgeber die Haftung für 
die anfallende Lohnsteuer 
übernimmt. Die Aufnahme von 
Eigenkapital wird ferner 
dadurch erleichtert, dass 
Unternehmen Mehrstimm- 
rechtsaktien ausgeben dürfen. 
Kapitalerhöhungen werden 
auch dadurch einfacher, dass 
u. a. die Grenze beim 
vereinfachten 
Bezugsrechtsausschluss im 
Aktienrecht von bisher zehn 
Prozent des Grundkapitals auf 
20 Prozent angehoben wird. 

Reisekosten bei Dienstreisen 
und doppelter 
Haushaltsführung im Ausland 
Pauschalen 

• Das BMF hat die neuen 
Pauschbeträge für 
Verpflegungsmehraufwand und 
Übernachtungskosten bei 
Auslandsreisen veröffentlicht, 
die ein Arbeitgeber seinem 
dienstreisenden Arbeitnehmer 
seit 01.01.24 steuerfrei 
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auszahlen kann (BMF, 
Schreiben vom 21.11.2023) 

Sachbezugswerte 
Höhere Sachbezugswerte 

• Seit dem 01.01.2024 gelten 
neue Sachbezugswerte. 

• Der Monatswert für die 
Unterkunft ist auf 278 Euro 
(2023: 265 Euro) gestiegen. • 
Für die Sachbezugswerte für 
Verpflegung gilt 

• der monatliche Gesamtwert 
von 313 Euro (2023: 288 Euro) 
bzw. 

• der Einzelwert für ein 
Frühstück von 2,17 Euro 
(2023: 2 Euro) und für ein 
Mittag- oder Abendessen von 
4,13 Euro (2023: 3,80 Euro) - 
der kalendertägliche 
Gesamtwert für Verpflegung 
also 10,43 Euro. 

• Die Sachbezugswerte für 
Mietwohnungen unterscheiden 
sich von denen für Unterkünfte. 
Sie betragen: 

• 4,89 Euro (2023: 4,66 Euro) je 
Quadratmeter monatlich bzw. 

• 4,00 Euro (2023: 3,81 Euro) je 
Quadratmeter monatlich bei 
einfacher Ausstattung (ohne 
Sammelheizung oder ohne 
Bad oder Dusche). 

Vorsorgepauschale • Über die Vorsorgepauschale (§ 
39b Abs. 2 S. 5 EStG) werden 
mi Lohnsteuerabzugs- 
verfahren verschiedene 
Vorsorgeaufwendungen 
lohnsteuermindernd 
berücksichtigt. Bei 
Arbeitnehmern, die in der 
inländischen sozialen 
Pflegeversicherung versichert 
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sind, wird hier auch ein 
Teilbetrag für die soziale 
Pflegeversicherung angesetzt 
(§ 39b Abs. 2 S. 5 Nr. 3 
Buchst. c EStG). 

• Mit dem Pflegeunterstützungs - 
und - entlastungsgesetz wurde 
§ 55 Abs. 3 SGB XI 
dahingehend ergänzt, dass 
sich der Beitragssatz zur 
sozialen Pflegeversicherung für 
jedes zu berücksichtigende 
Kind ab dem zweiten Kind bis 
zum fünften Kind um jeweils 
einen Abschlag im Höhe von 
0,25 Beitragssatzpunkten 
reduziert. 

• Als Folgeänderung wurde nun 
§39b Abs. 2 S. 5 Nr. 3 Buchst. 
C EStG an die Regelun gen in 
§5 Abs. 3SGB Xl angepasst. 
Damit wurde auch bei der 
Lohnsteuerberechnung die 
Reduzierung des 
Beitragssatzes zur sozialen 
Pflegeversicherung 
berücksichtigt. Die Änderungen 
sind am 01.01.2024 in Kraft 
getreten und sind über §52 
Abs. 1EStG erstmals 
anzuwenden auf laufenden 
Arbeitslohn, der für einen nach 
dem 31.12.2023 endenden 
Lohnzahlungszeitraum gezahlt 
wird, und auf sonstige Bezüge, 
die nach dem 31.12.2023 
zufließen. Der 
Beitragsabschlag für zu 
berücksichtigende Kinder kann 
damit bei der Aufstellung des 
geänderten 
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Programmablaufplans für die 
maschinelle 
Lohnsteuerberechnung für 
2024 berücksichtigt werden. 
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2. Gesetzgebungswinter 2023 

2.1. Diese Gesetzesänderungen sind noch „in 
der Pipeline“1 

 

 

 

 
1 Quelle: Steuern sparen professionell 
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3. Änderungen in der Einkommensteuer 

3.1. Ertragsteuerliche Behandlung von 
begünstigten Photovoltaikanlagen 

3.1.1. Begünstigte Photovoltaikanlagen 

 

Begünstigt sind Photovoltaikanlagen (PVAs), die auf, an oder in 
• Gebäuden vorhanden sind, wenn die installierte Bruttoleistung laut 

Marktstammdatenregister max. 30 kWp beträgt. Gebäude können sowohl 
Einfamilienhäuser (einschließlich Nebengebäude) als auch nicht 
Wohnzwecken dienende Gebäude (wie Gewerbeimmobilien) sein.2 

• sonstigen Gebäuden wie Mehrfamilienhäusern und gemischt genutzten 
Gebäuden vorhanden sind, wenn die installierte Bruttoleistung laut 
Marktstammdatenregister max. 15 kWp je Wohn- oder Gewerbeeinheit 
beträgt3. 

 
Die Leistungsgrenzen von 30 kWp und 15 kWp stellen betreiberbezogene 
Freigrenzen dar und beziehen sich auf das einzelne Gebäude oder die einzelne 
Wohn- oder Gewerbeeinheit (und nicht auf die einzelne PVA). Die Freigrenze kann 
von mehreren Personen nebeneinander in Anspruch genommen werden. 
 
Gestaltungshinweis 
Unabhängig davon, wer Eigentümer des Gebäudes ist, können z.B. in einem 
Dreifamilienhaus mehrere Personen nebeneinander PVAs von jeweils bis zu 45 kWp 
betreiben. 
 

 
2 § 3 Nr. 72 S. 1 Buchstabe a EStG 
3 § 3 Nr. 72 S. 1 Buchstabe b EStG 
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Die Steuerbefreiung ist begrenzt auf insgesamt höchstens 100 kWp pro 
Steuerpflichtigen oder Mitunternehmerschaft.4 Dabei werden die Leistungen aller 
begünstigten PVAs, die vom Stpfl. oder der Mitunternehmerschaft betrieben 
werden, zusammengerechnet.5 
Unklar war, ob es sich bei den 100 kWp um einen Freibetrag oder um eine 
Freigrenze handelt. Im Fall eines Freibetrags könnten Betreiber mehrerer 
begünstigter PVAs für die ersten 100 kWp die Steuerbefreiung in Anspruch nehmen. 
Nach Auffassung der FinVerw handelt es sich um eine Freigrenze.6 
D.h. die Steuerbefreiung greift insgesamt nicht, wenn der Stpfl. eigentlich 
begünstigte Photovoltaikanlagen betreibt, die aber in der Summe mehr als 100 kWp 
Leistung haben. 
 
Gestaltungshinweis 
Unabhängig davon, ob es sich bei den 100 kWp um einen Freibetrag oder eine 
Freigrenze handelt, können Mitunternehmerschaften die Steuerfreiheit in Anspruch 
nehmen, indem sie ihre PVAs auf mehrere beteiligungsidentische 
Schwesterpersonengesellschaften aufteilen. 

3.1.2. Ertragsteuerbefreiung 

Bis VZ 2021 waren alle mit Gewinnerzielungsabsicht betriebenen PVAs 
steuerpflichtig und führten zu Einkünften aus Gewerbebetrieb. 
Ab 2022 sind für begünstigte PVAs  

• die Einnahmen und Entnahmen steuerfrei7 und 
• die gewerbliche Abfärbung/Infektion 8  freiberuflicher oder  

vermögensverwaltender Personengesellschaften beseitigt. 
Der Betrieb einer PVA stellt weiterhin eine gewerbliche Tätigkeit dar, sofern 
(zumindest) ein Teil des erzeugten Stroms nicht selbst verbraucht, sondern ins 
öffentliche Stromnetz eingespeist oder anderweitig veräußert wird. 
Im Rahmen der gewerblichen Einkünfte bleiben Einnahmen und Entnahmen 
steuerfrei, die durch  

• die Einspeisung des erzeugten Stroms in das öffentliche Netz, 
• die Weiterleitung des Stroms an Mieter, 
• den Eigenverbrauch des erzeugten Stroms im privaten Bereich und durch 
• die Veräußerung einer begünstigten PVA erzielt werden. 

Werden aus dem gewerblichen Betrieb einer PVA ausschließlich steuerfreie 
Einnahmen erzielt, ist kein Gewinn zu ermitteln und damit z.B. keine 
Einnahmenüberschussrechnung zu erstellen.9 

 
4 § 3 Nr. 72 S. 1, letzter Halbsatz ESTG 
5  Nicht begünstigte PVA (z.B. eine Freiflächen-PVA) bleibt bei der Prüfung der Höchstgrenze 
unberückscihtigt (bestätigend BMF v. 17.7.2023, BStBl I 2023, 1494 Rn. 15) 
6 BMF v. 17.7.2023, BStBl I 2023, 1494 Rn. 17 
7 § 3 Nr. 72 EStG 
8 § 15 Abs. 3 Nr. 1 ESTG 
9 § 3 Nr. 72 S. 2 EStG 
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Die Ertragsteuerbefreiung gilt auch für die GewSt10. Die GewSt-Freiheit für stehende 
Gewerbebetriebe, die ausschließlich eine PVA betreiben, ist ausgedehnt worden 
von ursprünglich 10 kWp auf 30 kWp. Dadurch wird für kleine PVA-Betreiber die 
Zwangsmitgliedschaft in der IHK vermieden. 
 
Hinweis 
Die aus einer begünstigten PVA erzielten Einnahmen 
• sind zwar gewerbesteuerlich freigestellt, 
• können aber bei einem gewerblichen Grundstücksunternehmen weiterhin eine 
schädliche Nebentätigkeit darstellen, die zum Ausschluss der erweiterten Kürzung 
führt. Das ist der Fall, wenn diese Einnahmen mehr als 10 % der Mieteinnahmen 
betragen. 
 

Die FinVerw hat in ihrer Antwort vom 10.02.2023 auf eine „Kleine Anfrage“ der 
Fraktion CDU/CSU und mit BMF-Schreiben vom 17.07.2023 sowie mit Verfügung des 
LfSt Niedersachsen vom 17.10.2023 ihre Rechtsauffassung zu offen gebliebenen 
Praxisfragen veröffentlicht. Im Folgenden wird die Verwaltungsauffassung insbes. 
zu den Aspekten dargestellt, die bislang strittig diskutiert wurden. 

3.1.3. Ausschließlicher Betrieb einer PVA 

3.1.3.1. Keine Anzeige über Erwerbstätigkeit 
Das BMF hat eine Nichtbeanstandungsregelung erlassen. Danach entfällt für 
Betreiber begünstigter PVA in folgenden Konstellationen die Anzeigepflicht und die 
Pflicht zur Übermittlung des Fragebogens zur steuerlichen Erfassung. 

3.1.3.2. Unterjährige Anwendung der Höchstgrenze 
Werden die Voraussetzungen für die Steuerfreiheit einer PVA unterjährig erstmalig 
(oder letztmalig) erfüllt, findet die Steuerbefreiung erst ab (bzw. nur bis zu) diesem 
Zeitpunkt Anwendung. Ursachen einer unterjährigen Anwendung der Steuerfreiheit 
können sein: 

• Veränderungen der Anzahl der Wohn-/Gewerbeeinheiten im Gebäude 
• Änderung der maßgeblichen Leistung der PVA 
• Über- oder Unterschreitung der 100,00-kWp-Grenze 

 
  

 
10 § 7 S. 1 GewStG 
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Fall 
A betreibt auf einem Gebäude mit zwei Gewerbeeinheiten drei PVAs mit einer 
maßgeblichen Leistung von insgesamt 34 kWp (10 kWp + 11 kWp + 13 kWp). Zum 
01.08.01 wird eine der beiden Gewerbeeinheiten in zwei Einheiten aufgeteilt. 
Ist die PVA im Zeitraum 

a) bis 31.07.01 begünstigt? 
b) ab 01.08.01 begünstigt? 

Lösung 
a) Nein! Die PVAs sind insgesamt größer als 30 kWp und daher nicht 
begünstigt. 
b) Ja! Ab dem 01.08.01 befinden sich in dem Gebäude drei 
Gewerbeeinheiten. Die maßgebliche Grenze für begünstigte PVA beträgt 45 
kWp.28 Ab dem 01.08.01 sind die Einnahmen und Entnahmen aus der PVA 
steuerfrei. 

3.1.3.3. PVA und IAB 
Besteht ein Gewerbebetrieb ausschließlich aufgrund des Betriebs einer 
begünstigten PVA, hat das nach Auffassung der FinVerw folgende Konsequenzen für 
den Investitionsabzugsbetrag (IAB): 

• Ab 2022 kann für die beabsichtigte Anschaffung einer PVA kein IAB mehr in 
Anspruch genommen werden, da ein Gewinn nicht mehr zu ermitteln ist. 
Abweichend davon sind die Regeln für IAB weiterhin anzuwenden, wenn 
die PVA Betriebsvermögen eines Betriebs ist, dessen Zweck nicht nur die 
Stromerzeugung aus PVA ist. 

• Bereits vor 2022 in Anspruch genommene und bis ein- schließlich 
31.12.2021 noch nicht gewinnwirksam hinzugerechnete IABs müssen nach 
§ 7g Abs. 3 EStG rückgängig gemacht werden, wenn in begünstigte PVAs 
investiert wurde. 

Damit wendet sich die FinVerw gegen Gestaltungen, in denen ein IAB zunächst in 
Anspruch genommen wird, um das zu versteuernde Einkommen im Abzugsjahr 
gezielt zu mindern und dadurch Progressionsvorteile – z.B. für Abfindungen im 
Rahmen der Fünftelregelung  – zu nutzen. 

3.1.3.4. Übertragung/Überführung zu Buchwerten 
Die Übertragung oder Überführung einer PVA zu Buchwerten ist ausnahmsweise 
nicht möglich, wenn die PVA 
• vor der Übertragung oder Überführung nicht begünstigt war und 
• nach der Übertragung oder Überführung begünstigt ist. 
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3.1.4. PVA in anderem Betriebsvermögen 

3.1.4.1. Einnahmen und Betriebsausgaben 
Befindet sich eine PVA im Betriebsvermögen eines Betriebs, der (auch) andere 
Zwecke verfolgt als den Betrieb von begünstigten PVAs , sind die Einnahmen aus der 
Einspeisung, der Entnahme und der Veräußerung von Strom steuerfrei. Soweit 
Betriebsausgaben auf den (anderen) eigenbetrieblich genutzten Teil des erzeugten 
Stroms entfallen, sind sie abzugsfähig. Bis zur Höhe der steuerfreien Einnahmen und 
Entnahmen  gilt das Betriebsausgabenabzugsverbot.11 

3.1.4.2. IAB 
Betriebe, die (auch) andere Zwecke verfolgen als den Betrieb von begünstigten 
PVAs, können einen IAB nach den üblichen Regelungen steuerwirksam 
außerbilanziell abziehen. Die spätere außerbilanzielle Hinzurechnung erhöht den 
steuerlichen Gewinn. Dies gilt unabhängig davon, ob der IAB für die Anschaffung 
einer begünstigten PVA verwendet wurde, für die Anschaffung eines anderen 
Investitionsgutes oder ob innerhalb der Investitionsfrist kein Investitionsgut 
angeschafft wurde. 

3.1.4.3. In anderem Betrieb verbrauchter Strom 
Wird der mit einer PVA erzeugte Strom teilweise in einem anderen Betrieb des 
Betreibers verbraucht, ist zu beurteilen, ob es sich um zwei selbständige Betriebe 
oder einen einheitlichen Betrieb handelt. 

• Ein einheitlicher Betrieb ist dabei nur dann anzunehmen, wenn die beiden 
Betriebe einander stützen und sich gegenseitig ergänzen. Die FinVerw 
beurteilt es als gewichtiges Indiz für einen einheitlichen Betrieb, wenn der 
mit der PVA erzeugte Strom zu mehr als 50 % in dem anderen Betrieb 
verbraucht wird. Liegt ein einheitlicher Betrieb vor, gelten die o.g. 
Regelungen. 

• Liegen zwei selbständige Betriebe vor, ist die Überführung von Strom aus 
dem PVA-Betrieb (des Stpfl.) in den anderen Betrieb (des Stpfl.) mit dem 
Buchwert  (d.h. mit den Herstellungskosten) zu bewerten. In diesem Fall 
entsprechen die abzugsfähigen Betriebsausgaben dem (Buch-) Wert des 
eingelegten Stroms. Die Verbuchung erfolgt als Aufwandseinlage. 

3.1.4.4. Fälle  
• Fall 1: Stromlieferung an anderen Betrieb > 50% 

Handwerker H plant für 2024 die Anschaffung einer PVA für 30 T€. Von dem 
erzeugten Strom sollen 80 % in seinem Handwerksbetrieb verbraucht werden. 
a) Führt H einen einheitlichen oder zwei selbständige Betriebe? 
b) Kann H einen IAB in Anspruch nehmen? 
c) Wie wirkt sich die Inanspruchnahme des IABs aus? 
d) Wie wirkt sich die Investition in die PVA auf den IAB aus? 
e) Kann H die Sonderabschreibung für die PVA beanspruchen? 
f) Wie hoch ist die AfA-Bemessungsgrundlage? 

 
11 § 3c Abs. 1 ESTG 
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g) Wie wirken sich die Betriebsausgaben der PVA steuerlich aus? 
h) Worauf sollte der Steuerberater hinweisen? 
Lösung 
a) H wird einen einheitlichen Betrieb führen, weil mehr als 50 % des mit im PVA-
Betrieb erzeugten Stroms im Handwerksbetrieb genutzt werden. 
b) Ja! 
c) Der IAB i.H.v. bis zu 15 T€ (= 50 % von 30 T€) wird außerbilanziell abgezogen und 
mindert den steuerlichen Gewinn von H. Das Abzugsverbot des § 3c Abs. 1 EStG 
greift nicht, auch nicht für 20 % der voraussichtlichen AHK. 
d) Der IAB i.H.v. 15 T€ ist in voller Höhe dem steuerlichen Gewinn hinzuzurechnen 
und von den AHK der PVA zu kürzen. Die 20 %, die auf den begünstigten PVA-Betrieb 
entfallen, können nicht als steuerfrei behandelt werden. 
e) Ja! 
f) Als AHK der PVA verbleiben nach Abzug des IAB 15 T€. Diese stellen die AfA-
Bemessungsgrundlage dar. 
g) Die Betriebsausgaben sind nur insoweit steuerlich wirksam, wie sie die 
steuerfreien Einspeisevergütungen und Entnahmen übersteigen. D.h. die steuerlich 
abzugsfähigen Betriebsausgaben = Betriebsausgaben ./. steuerfreie Einnahmen und 
Entnahmen. 
h) Wird die PVA erst Ende 2024 des Jahres in Betrieb genommen, sind die 
steuerfreien Einnahmen (insbes. Einspeisevergütungen) und Entnahmen niedrig. 
Dadurch wird in 2024 ein größerer Teil der Betriebsausgaben steuerwirksam. 
 

• Fall 2: Stromlieferung an anderen Betrieb < 50% 
Fall wie vor, aber es werden nur 40 % des mit der PVA erzeugten Stroms an den 
Handwerksbetrieb des H geliefert. Die PVA erzeugt jährlich 10.000 kWh Strom bei 
Kosten von 1.000 €. 
a) Führt H einen einheitlichen oder zwei selbständige Betriebe? 
b) In welcher Höhe sind die Kosten im PVA-Betrieb als Betriebsausgaben 
abzugsfähig? 
c) In welcher Höhe sind die Kosten im Handwerksbetrieb als Betriebsausgaben 
abzugsfähig? 
Lösung 
a) H betreibt zwei selbständige Betriebe, weil nicht mehr als 50 % des in seinem 
PVA-Betrieb erzeugten Stroms in seinem Handwerksbetrieb verbraucht werden. 
b) Gar nicht. Der PVA-Betrieb hat nur steuerfreie Einnahmen und Entnahmen. Daher 
sind keine Kosten als Betriebsausgaben abzugsfähig. 
c) Die Aufwandseinlage in den Handwerksbetrieb beläuft sich auf 400 € (= in 
Handwerksbetrieb verbrauchte Strommenge von 4.000 kWh x Herstellungskosten 
je kWh von 0,10 € (= Kosten 1.000 € / erzeugte Strommenge 10.000 kWh)). 
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3.1.5. Handwerkerleistungen 

Korrespondierend zu der Steuerbefreiung für Einnahmen und Entnahmen aus 
begünstigten PVAs, sind die damit in unmittelbarem wirtschaftlichem 
Zusammenhang stehen den Aufwendungen nicht als Betriebsausgaben abzugsfähig. 
Da es sich um (nicht abzugsfähige) Betriebsausgaben handelt, können sie – nach 
dem Gesetz – auch nicht als Handwerkerleistungen berücksichtigt werden. 
Die FinVerw gewährt aber die Steuerermäßigung als Handwerkerleistung, indem sie 
(ausschließlich für § 35a EStG) unterstellt, dass die PVA ohne 
Gewinnerzielungsabsicht betrieben wird. 
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3.2. Besteuerung des Veräußerungsgewinns 
der selbst bewohnten Immobilie nach 
kurzfristiger Vermietung einzelner Räume 

Privates Veräußerungsgeschäft 
Wird eine Immobilie vor Ablauf der 10-Jahresfrist veräußert, kommt es für die 
Besteuerung des Veräußerungsgewinns darauf an, ob die Immobilie selbst bewohnt 
wurde. 
◼ Immobilie wurde nicht selbst bewohnt 
Der Gewinn aus der Veräußerung fremdgenutzter Grundstücke und 
grundstücksgleicher Rechte ist als Gewinn aus einem privaten 
Veräußerungsgeschäft (sog. Spekulationsgewinn) zu versteuern, wenn der Verkauf 
innerhalb der 10-jährigen Haltefrist (sog. Spekulationsfrist) stattfindet. 
 
◼ Immobilie wurde selbst bewohnt 
Kein privates Veräußerungsgeschäft liegt vor, wenn innerhalb der 10-Jahresfrist 
Immobilien veräußert werden, die 
• im Zeitraum zwischen Anschaffung oder Fertigstellung und Veräußerung 
ausschließlich zu eigenen Wohnzwecken genutzt wurden oder 
• im Jahr der Veräußerung und in den beiden vorangegangenen Jahren zu eigenen 
Wohnzwecken genutzt wurden  

. 
◼ Nach Ablauf der 10-jährigen Spekulationsfrist   
erzielte Veräußerungsgewinne sind steuerfrei. Das gilt unabhängig von der Nutzung 
der Immobilie. 
 
BFH zur tageweisen Vermietung einzelner Räume 
Der BFH hat entschieden12: Wird eine zu eigenen Wohnzwecken genutzte Immobilie 
innerhalb der 10-jährigen Haltefrist veräußert, 
◼ ist die Voraussetzung (für die Steuerfreiheit des Veräußerungsgewinns) der 
ausschließlichen Nutzung zu eigenen Wohnzwecken13 nicht erfüllt, soweit einzelne 
Räume tageweise an Dritte vermietet wurden. 
◼ Der Veräußerungsgewinn ist insoweit steuerpflichtig, wie er auf die tageweise 
vermieteten Räume entfällt. 
◼ Für eine unschädliche Nutzungsüberlassung an Dritte gibt es 
keine räumliche oder zeitliche Bagatellgrenze. 
◼ Aufteilungsmaßstab für die Ermittlung des steuerbaren Anteils 
am Veräußerungsgewinn ist das Verhältnis der Wohnflächen 
zueinander. 
  

 
12 BFH vom 19.07.2022, IX R 20/21, BStBl II 2023, 234 
13 § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 S. 3 Alternative 1 EStG 
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Fall	
	
Mit notarieller Urkunde vom 31.10.2014 erwarben M und F ein Haus (150 qm 
Wohnfläche), das sie mit ihren Kindern bewohnten. 2020 bis 2022 vermieteten sie 
mal das eine und mal das andere Kinderzimmer (jeweils 18 qm) tageweise bis zu 17 
Tage/Jahr und erzielten in diesen drei Jahren insgesamt 3 T€ Einkünfte aus VuV. Die 
Räume wurden den Mietern zur alleinigen Nutzung zur Verfügung gestellt. 2023 
verkaufen M und F die Immobilie (Veräußerungsgewinn 100 T€). 
 
Führt die Veräußerung der Immobilie zu einem privaten Veräußerungsgeschäft nach 
Auffassung 
a) des FG Niedersachsen? 
b) des BFH? 
c) Ist nach dem BFH der gesamte Veräußerungsgewinn steuerpflichtig? 
d) Wie hoch ist nach dem BFH der steuerpflichtige Teil des Veräußerungsgewinns? 
e) Lässt sich ein privates Veräußerungsgeschäft vermeiden, indem das Haus am 
02.01.2024 veräußert wird und die Familie am gleichen Tag auszieht? 
 
Lösung 
a) Nein! Die zeitweise Vermietung einzelner Zimmer sei unschädlich, denn das zu 
beurteilende Wirtschaftsgut sei das gesamte Gebäude und die beiden 
Kinderzimmer bilden kein eigenes Wirtschaftsgut. Das Wirtschaftsgut (gesamtes 
Gebäude) sei ausschließlich zu eigenen Wohnzwecken genutzt worden. 
b) Ja! Die vorübergehende Vermietung einzelner Zimmer schließe die „Nutzung zu 
eigenen Wohnzwecken“ aus, soweit der Mieter die vermieteten Räume unter 
Ausschluss des Vermieters nutze. Eine räumliche oder zeitliche Bagatellgrenze für 
eine unschädliche Vermietung an Dritte sei dem Gesetz nicht zu entnehmen. 
c) Nein! Die vorübergehende Nutzung einzelner Räume durch fremde Dritte 
schließe die Steuerfreiheit nicht insgesamt aus. Das Kriterium der 
Ausschließlichkeit beziehe sich auf die zeitlich durchgängige, nicht auf die 
räumliche Nutzung des Wirtschaftsgutes. Habe der Steuerpflichtige einzelne 
Zimmer seiner Wohnung (vorübergehend) Fremden zur ausschließlichen Nutzung 
überlassen, die Wohnung aber im Übrigen durchgängig zu eigenen Wohnzwecken 
genutzt, sei die Steuerbefreiung nur teilweise zu versagen. Die Nutzung zu eigenen 
Wohnzwecken müsse sich nicht auf das Gesamtobjekt erstrecken. 
d) 24.000 €. 
Maßstab für die Ermittlung des anteilig steuerbaren Veräußerungsgewinns sei das 
Verhältnis der Wohnflächen zueinander. Soweit die vorübergehend überlassenen 
Räume vom Vermieter nicht genutzt werden konnten, sei das Merkmal der 
„Nutzung zu eigenen Wohnwecken“ nicht erfüllt. Unschädlich sei hingegen die 
Überlassung von Bad und Flur zur Mitbenutzung. 
e) Ja! Die Familie hat das Haus im Jahr der Veräußerung (3 Tage in 2024) und in 
den beiden vorangehenden Jahren selbst bewohnt. 
 
HINWEISE FÜR DIE PRAXIS: 
Das Urteil kann erhebliche Auswirkungen für Immobilieneigentümer haben. Der 
innerhalb des 10-Jahreszeitraums erzielte Veräußerungsgewinn wäre in folgenden 
Fällen steuerpflichtig, soweit er auf die betroffenen Zimmer entfällt: 
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◼ Das Gäste- oder das ehemalige Kinderzimmer wird an einzelnen Tagen 
vermietet (z.B. über Plattformen wie AirBnB). 
◼ Im Rahmen eines Schüleraustauschs wird ein Gastschüler für ein paar Tage in 
der eigenen Wohnung aufgenommen und verpflegt. Während seines Aufenthaltes 
nutzt er ein eigenes Zimmer. Die Gegenleistung fließt hier nicht in Geld, sondern in 
Form der Aufnahme des eigenen Kindes bei der Gastfamilie im Ausland 
(tauschähnlicher Umsatz). 
◼ Die Familie nimmt ein Au Pair auf, das sich zeitweise um die Kinder kümmert. 
Gegenleistung ist in diesem Fall die Kinderbetreuung. 
◼ Während einer Urlaubsreise bewohnen Verwandte die Immobilie und kümmern 
sich um die Haustiere. 
◼ In einem freien Zimmer werden Geflüchtete gegen ein geringes/symbolisches 
Entgelt aufgenommen. 
 
Schädlich wäre jeweils schon die Wohnraumüberlassung an einem einzelnen Tag 
während einer knapp unter 10-jährigen Besitzdauer. 
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3.3. Bewirtung vs. Aufmerksamkeit 

 

Aufwendungen für die Bewirtung von Geschäftsfreunden, Kunden, Lieferanten, 
Dienstleistern etc.  aus betrieblichem Anlass sind dem Grunde nach 
Betriebsausgaben. Der Höhe nach sind sie nur mit 70 % der angemessenen 
Bewirtungsaufwendungen steuerlich abzugsfähig. Nach der FinVerw liegt eine 
Bewirtung vor, wenn Personen beköstigt werden. Dabei kommt es nach dem BFH 
nicht darauf an, ob 

• die Beköstigung der bewirteten Person im Vordergrund steht oder  
• (aus der Sicht des Bewirtenden) auch bzw. in erster Linie der Werbung oder 

der Repräsentation dient. 
Die Gewährung von Aufmerksamkeiten (wie Kaffee, Tee, Gebäck) in geringem 
Umfang ist keine Bewirtung; daher sind die damit verbundenen Aufwendungen in 
voller Höhe als Betriebsausgaben abzugsfähig. Solche Aufmerksamkeiten können 
z.B. anlässlich betrieblicher Besprechungen gewährt werden, wenn es sich hierbei 
um eine übliche Geste der Höflichkeit handelt; auf die Höhe der Aufwendungen 
kommt es nicht an. 
 
Das LfSt Niedersachsen14 teilt zur Abgrenzung von Bewirtungen zu 
Aufmerksamkeiten mit: 

• Auch eine Bewirtung kann als übliche Geste der Höflichkeit erfolgen. 
• Daher komme es wesentlich auf den Umfang der dargereichten 

Aufmerksamkeiten an. Bereits die Darreichung von kleinen Speisen könne  
als Bewirtung zu sehen sein. Dazu zählt das LfSt beispielhaft 
• belegte Brote oder Brötchen, 
• Salate, 
• kleine Nudelgerichte usw., 
• aber auch Gebäck, soweit nicht nur geringfügig, 
sowie 
• Kuchen, Torten und Ähnliches. 

Die Beurteilung, ob eine Bewirtung oder Aufmerksamkeit vorliegt, richtete sich 
„gerade in diesem Bereich nach den besonderen Umständen des Einzelfalles.“ 

 
14 LfSt Niedersachsen, Vfg. vom 06.07.2023, DB 2023, 1892 = DStR 2023, 2288 
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Die betragsmäßige Abgrenzung zwischen einer Bewirtung und einer 
Aufmerksamkeit ist wegen der Üblichkeit der Aufwendungen aufgrund der 
allgemeinen Verkehrsanschauung nicht möglich. 
 
So handele es sich einerseits bei der Darreichung von preiswerten Speisen, wie z.B. 
Bratwurst mit Brot oder Kartoffelsalat, um eine Bewirtung, während es sich 
andererseits bei der Darreichung von Champagner, z.B. anlässlich des Abschlusses 
eines hochwertigen Auftrags, um eine Aufmerksamkeit handeln könne. 
 
Salopp und vereinfachend formuliert: Wenn die bewirtete Person von den 
dargereichten Speisen und Getränken 

• satt werden könnte, wird wohl von einer nur zu 70 % steuerlich 
abzugsfähigen Bewirtung auszugehen sein. 

• nicht satt werden kann, werden steuerlich voll abzugsfähige 
Aufmerksamkeiten vorliegen. 
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3.4. Steuerpflicht von Erstattungszinsen zur 
Gewerbesteuer 

 
 
Die GewSt und die darauf entfallenden Nebenleistungen können nicht als 
Betriebsausgaben abgezogen werden.15 
Nebenleistungen sind insbes. Säumniszuschläge, Verspätungszuschläge, Zinsen und 
Zwangsgelder. 
Das Betriebsausgabenabzugsverbot wirkt sich nach h.M. mittelbar auf GewSt-
Erstattungen aus: Soweit GewSt erstattet wird, die dem 
Betriebsausgabenabzugsverbot unterlegen 
hat, ist diese Erstattung steuerlich nicht als Betriebseinnahme zu erfassen. 
Nach Ansicht des FG Düsseldorf16 sind Erstattungszinsen17 als Betriebseinnahme zu 
versteuern. 
Als Betriebsausgabe abzugsfähig ist dagegen der Finanzierungsaufwand zur Zahlung 
der GewSt und der damit verbundenen Nebenleistungen. 
  

 
15 § 4 Abs. 5b EStG 
16 FG Düsseldorf vom 4.5.2023, 9 K 1987/21 G F , EFG 2023, 1215, Rev. Eingelegt, Az. BFH: III R 
16/23 
17 § 233a AO 
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3.5. Essen auf Rädern als außergewöhnliche 
Belastungen 

Allgemeines 
Erwachsen einem Stpfl. zwangsläufig größere Aufwendungen, so kann er auf Antrag 
nach § 33 Abs. 1 EStG seine Est dadurch ermäßigen, dass ein Teil der Aufwendungen 
vom Gesamtbetrag der Einkünfte abgezogen wird. 
Die Aufwendungen müssen hierzu jedoch 
– zu einer Belastung des Stpfl. führen, 
– außergewöhnlich sein, 
– dem Stpfl. zwangsläufig erwachsen und 
– die zumutbare Belastung übersteigen. 
Ziel des § 33 EStG ist es, zwangsläufige Mehraufwendungen für den 
existenznotwendigen Grundbedarf zu berücksichtigen, die sich wegen ihrer 
Außergewöhnlichkeit einer pauschalen Erfassung in allgemeinen Freibeträgen 
entziehen. 
Die notwendige Außergewöhnlichkeit liegt vor, wenn ein Stpfl. zwangsläufig 
belastet ist mit 
– größeren Aufwendungen 
– als die überwiegende Mehrzahl der Stpfl. 
– gleicher Einkommensverhältnisse, 
– gleicher Vermögensverhältnisse und 
– gleichen Familienstands. 
D.h., andere Stpfl., die in ähnlichen Verhältnissen leben, sind von den 
Aufwendungen nicht oder nicht in gleicher Höhe betroffen. 
Verpflegungskosten als außergewöhnliche Belastung 
Die Kosten für Verpflegung zählen nach der Rechtsprechung des BFH – ungeachtet 
der tatsächlichen Höhe – zu den üblichen (= nicht außergewöhnlichen) 
Aufwendungen der Lebensführung. Diese sind nicht als agB abziehbar. 
Dies gilt auch für krankheitsbedingt höhere Verpflegungsaufwendungen. 
Fall des FG Münster – Essen auf Rädern 
Vor dem Hintergrund der Voraussetzungen für die Annahme einer 
außergewöhnlichen Belastung hatte das FG Münster den folgenden Sachverhalt zu 
entscheiden. 
Sachverhalt 
M und seine Ehefrau F weisen im Streitjahr 2019 einen Grad der Behinderung (GdB) 
von 100 mit dem Merkzeichen „G“ (= erhebliche Gehbehinderung) auf. Für M ist der 
Pflegegrad 2 („erhebliche Beeinträchtigung der Selbstständigkeit“) und für F der 
Pflegegrad 3 („schwere Beeinträchtigung der Selbstständigkeit“) festgestellt. 
M und F lassen sich ihr Mittagessen im Rahmen eines sog. „Essen auf Rädern“ 
liefern. Sie sind der Ansicht, dass ihnen aufgrund ihrer Behinderung die Kosten 
hierfür zwangsläufig entstehen. 
Für das Jahr 2019 machen M und F daher neben anderen Kosten auch 
Aufwendungen i.H.v. 1.500 € für die Lieferung der Mittagessen als 
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außergewöhnliche Belastung geltend. Die eingereichten Rechnungen weisen nur die 
Gesamtbeträge für die jeweilige Mahlzeit einschließlich Kosten der Lieferung aus. 
Die daneben geltend gemachten Kosten übersteigen unstreitig die zumutbare 
Belastung nach § 33 Abs. 3 EStG. 
Das Finanzamt lehnt die Anerkennung der Kosten für das „Essen auf Rädern“ als 
außergewöhnliche Belastung ab.  
 
Entscheidung des Gerichts 
Das FG Münster weist die Klage ab. Die Aufwendungen für das „Essen auf Rädern“ 
sind keine außergewöhnlichen Belastungen. 
● Verpflegungsaufwendungen sind grundsätzlich nicht abziehbar. 
● Auch die Lieferkosten – ungeachtet des Umstands, dass sie nicht separat 
ausgewiesen sind – können nicht abgezogen werden. Die Inanspruchnahme von 
Essens-Lieferdiensten ist 
– mittlerweile in der gesamten Bevölkerung weit verbreitet 
– und der allgemeinen Lebensführung zuzuordnen, was wiederum den Abzug als 
agB ausschließt. 
● Die Zubereitung von Mahlzeiten ist als Verrichtung des täglichen Lebens darüber 
hinaus vom Behindertenpauschbetrag nach § 33b Abs. 1 Satz 1 EStG bereits 
abgegolten. 
 
Aus der Entscheidung des FG Münster vom 15.07.2011 folgt nichts anderes. Dort 
hatte das Gericht die Anerkennung von „Essen auf Rädern“ als haushaltsnahe 
Dienstleistung abgelehnt und die Qualifikation als agB offengelassen. 
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3.6. (Keine) Besteuerung von Dezember-
Soforthilfe und Preisbremsen 

Mit dem Erdgas-Wärme-Soforthilfegesetz (EWSG) vom 15.11.2022 entfiel im 
Dezember 2022 die Pflicht für Gas- und Fernwärmekunden, vertraglich vereinbarte 
Voraus- oder Abschlagszahlungen zu leisten. Anstelle der Verbraucher übernahm 
der Bund die Kosten. Damit reagierte die Bundesregierung auf die angespannte Lage 
auf den Energiemärkten infolge des Krieges in der Ukraine. 
Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit bzw. Bedürftigkeit der Verbraucher konnte 
und wurde hierbei nicht weiter berücksichtigt. Zum Ausgleich wurde durch das JStG 
2022 ein neuer XVI. Abschnitt mit Regelungen zur „Besteuerung der Gas- und 
Wärmepreisbremse“ in das EStG eingeführt. Hierdurch sollen im Wege der 
Besteuerung als Sonstige Einkünfte i.S.d. § 22 Nr. 3 EStG die Entlastung für 
Empfänger mit höheren Einkommen gekürzt werden. 
Eine Besteuerung erfolgt nach § 124 Abs. 1 EStG erst, wenn das zu versteuernde 
Einkommen im Jahr des Zuflusses (= VZ 2022) ohne Berücksichtigung der Entlastung 
mindestens 66.915 € beträgt. 
Schon bald wurde Kritik am Konzept der Besteuerung laut und immer mehr 
Unklarheiten der Regelung wurden offenbar. Außerdem führen die Meldepflichten 
nach dem EWSG für Versorger und Vermieter zu einem erheblichen 
Bürokratieaufwand. 
 
Regierung verzichtet auf Besteuerung 
Der Bundesfinanzminister erklärte daraufhin im Mai 2023 gegenüber der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung, dass die Bundesregierung auf die Besteuerung der 
Energiepreishilfen verzichten wird, da „aufgrund der erfreulichen Entwicklung der 
Preise und dem geringeren Umfang der Staatshilfe […] der Bürokratieaufwand 
inzwischen in keinem Verhältnis mehr zum Aufkommen“ stehe. 
Allein der Aufwand für die Dezember-Soforthilfe wird auf 261 Mio. € geschätzt bei 
einem Einnahmepotential von 110 Mio. € Steuern. Bei der Gas- und 
Wärmepreisbremse stünden Einnahmen von max. 570 Mio. € (2023) und 190 Mio. 
€ (2024) Vollzugskosten von mehr als 260 Mio. € gegenüber. 
 
Aufhebung der §§ 123 ff. EStG 
Die notwendige Aufhebung der §§ 123 ff. EStG sollte durch Art. 2 des 
Wachstumschancengesetzes erfolgen, dessen Inkrafttreten durch die Anrufung des 
Vermittlungsausschusses durch den Bundesrat und die (bisher) fehlende Einigung 
verzögert wurde. 
Am 13.12.2023 beschloss der Finanzausschuss des Bundestags, einige Regelungen 
des blockierten Wachstumschancengesetzes in das Kreditzweitmarkt-
förderungsgesetz zu übernehmen, das der Bundestag am 14.12.2023 in 2. Und 3. 
Lesung verabschiedete und zu dem der Bundesrat am 15.12.2023 seine Zustimmung 
beschloss. 
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3.7. Neue Rechtsprechung zur 1 %-Methode 
Die Entnahmebesteuerung über die 1 %-Methode ist immer wieder Gegenstand der 
Rechtsprechung. Besonders problematisch sind dabei Fälle, in denen ein 
Steuerpflichtiger mehrere Fahrzeuge besitzt. Denn in solchen Fällen nimmt das 
Finanzamt immer wieder für mehrere Fahrzeuge entsprechende Entnahmen an, 
sofern der Steuerpflichtige dies nicht glaubhaft entkräften an. 
 
Gerade bei der 1 %-Methode entsteht hier das besondere Problem, dass der 
tatsächliche Umfang der Privatfahrten wegen der pauschalen Entnahmeermittlung 
ohne Bedeutung ist und es gerade bei Zweitwagen zu einer ungerechtfertigten 
Entnahmebesteuerung kommen kann. 
 
So war es auch in einem aktuellen Beschluss des BFH18: 
 

3.7.1. Der Sachverhalt 

Der Kläger betrieb in den Jahren 2012 bis 2014 einen Hausmeisterservice und 
ermittelte seinen Gewinn durch eine EÜR. Er besaß zwei Fahrzeuge im 
Betriebsvermögen: einen Mercedes Benz Vito und einen Multicar M26 Profiline 
(klassisches Kommunalfahrzeug mit Pritsche, das z.B. zur Gartenpflege eingesetzt 
wird). 
 
Im Privatvermögen hatte er kein weiteres Fahrzeug. Das Finanzamt ging davon aus, 
dass der Vito auch privat genutzt wurde und wandte die 1 %-Regelung an. Das 
Finanzgericht bestätige diese Auffassung. 
 

3.7.2. Besteuerungsproblem 

Das Hauptproblem war die mögliche private Nutzung des Mercedes Benz Vito durch 
den Kläger und die Anwendung der 1 %-Regelung durch das Finanzamt. Das 
Finanzgericht konnte keine konkreten Feststellungen zur Ausstattung des Vito 
treffen, ging jedoch davon aus, dass es sich um ein zweisitziges Fahrzeug handelte, 
das keine speziellen betrieblichen Einrichtungen hatte. 
 
Die frühere Rechtsprechung der Finanzgerichte äußerte bezüglich Fahrzeugen, die 
aufgrund ihrer objektiven Beschaffenheit und Einrichtung typischerweise so gut wie 
ausschließlich nur zur Beförderung von Gütern bestimmt, die 1%-Regelung 
grundsätzlich keine Anwendung finden kann19 . Allerdings war auch das andere 
Fahrzeug des Steuerpflichtigen nicht eher für eine private Nutzung geeignet. 

 
18 BFH Beschluss vom 31.05.2023, X B 111/22, BB 2023, S. 1493 S. 26. 
19 BFH Urteil vom 18.12.2008, BStBl. II 2009, S. 381; BFH Urteil vom 17.02.2016, X R 32/11, BStBl. 
II 2016, S. 708. 
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Gleichzeitig erschien es wenig glaubwürdig, dass der in einer ländlichen Region 
lebende Steuerpflichtige, keine Privatfahrten tätigen würde. 
 

3.7.3. Entscheidung des BFH 

Der BFH bestätigte die Entscheidung des Finanzgerichts und sah die Möglichkeit 
einer privaten Entnahmebesteuerung als gegeben an. Es wurde festgestellt, dass ein 
solches Fahrzeug für private Fahrten genutzt werden könnte, insbesondere da der 
Kläger kein weiteres Fahrzeug für private Zwecke besaß. Das Gericht wies darauf 
hin, dass es nicht plausibel wäre, dass der Kläger, der nicht in einer Stadt lebt, keine 
Privatfahrten unternimmt. 
 

3.7.4. Konsequenzen für die Praxis 

Das Urteil ist insoweit bemerkenswert, als dass in der Vergangenheit bei reinen 
Firmenwagen und LKW (Handwerker-Fahrzeuge) eine Besteuerung einer 
Privatentnahme von der Rechtsprechung verneint wurde, was in diesem Fall nun 
anders war. Das Urteil könnte damit ein gewisses Risiko für Steuerpflichtige mit 
ähnlich gelagerten Fällen bilden. 
 
Allerdings muss dazu gesagt werden, dass der Steuerpflichtige im Urteilsfall 
entgegen der Bitten des Finanzgerichts keine Bilder von dem Fahrzeug vorgelegt 
hatte und das Gericht davon ausgegangen ist, dass es sich zwar um einen 2-Sitzer 
Handwerkerbus gehandelt habe, dieser jedoch im Laderaum nicht ausgebaut 
gewesen sei. Aus dem Urteilstext geht hervor, dass die Gerichte bei ausgebauten 
Fahrzeugen (z.B. mit Regalen zur Werkzeugverstauung) ihre alte Rechtsauffassung 
beibehalten würden, da zumindest mit solchen Fahrzeugen eine Privatnutzung 
ausgeschlossen sein dürfte. 
 
Auch war der Steuerpflichtige in dem Urteilsfall wenig kooperativ und hat keine 
Stellung dazu genommen, wie er private Einkäufe und Unternehmungen abwickelt, 
weshalb das FG ebenfalls tendenziell zu seinem Nachteil entschieden hat. Mit einer 
höheren Kooperationsbereitschaft könnte ein ähnlich gelagerter Fall vermutlich 
anders beurteilt werden. 
 
In jedem Fall sollte man für die Praxis auf dem Schirm halten, dass es zu 
Handwerkerfahrzeugen im Zusammenhang mit der Entnahmebesteuerung günstige 
Rechtsprechung für die Steuerpflichtigen gibt, obschon der hier genannte Fall eine 
gewisse Rechtsunsicherheit auslösen kann. 
  



 39 Änderungen in der Einkommensteuer - Schaubild zum Thema „Elektrofahrzeuge“ 

 

3.8. Schaubild zum Thema „Elektrofahrzeuge“  
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3.9. Ertragsteuerliche Behandlung der 
Kindertagespflege: Neues BMF-Schreiben 

Das BMF hat ein neues Schreiben zur ertragsteuerlichen Behandlung von 
Kindertagesmüttern (und natürlich auch Kindertagesvätern) veröffentlicht20. Darin 
enthalten sind die folgenden Regelungsinhalte: 
 

3.9.1. Einkunftsart aus der Kindertagespflege 

Gemäß Rz. 2 und 3 des BMF-Schreibens kann die Kindertagespflege zu den 
folgenden Einkunftsarten führen: 
 

• Einkünfte aus selbständiger Arbeit gemäß § 18 EStG 
• Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit gemäß § 19 EStG 

 
Selbständige Einkünfte liegen danach vor, wenn eine Kindertagespflegeperson 
Kinder verschiedener Eltern eigenverantwortlich im Haushalt der Eltern oder in 
anderen geeigneten Räumen betreut. 
 
Nichtselbständige Einkünfte liegen dagegen vor, wenn eine 
Kindertagespflegeperson nur die Kinder einer einzelnen Familie betreut, da in 
diesem Fall eine Weisungsgebundenheit und ein nichtselbständiges 
Beschäftigungsverhältnis angenommen wird. In diesem Fall können als WK 
entweder die tatsächlichen WK oder der WK-PB i.H.v. 1.230 € abgezogen werden. 
 

3.9.2. Ermittlung des Gewinns bei einer selbständigen 
Kindertagespflegeperson 

Sofern selbständige Einkünfte erzielt werden, hat die Kindertagespflegeperson 
einen Gewinn zu ermitteln, i.d.R. erfolgt dies durch EÜR gemäß § 4 Abs. 3 EStG. 
 

3.9.2.1. Betriebseinnahmen 
Als Einnahmen sind dabei die gemäß § 23 SGB VIII erhaltenen Geldleistungen 
anzusetzen. Eine Steuerbefreiung (insbesondere nach § 3 Nr. 11 und § 3 Nr. 26 EStG) 
kommt für die laufenden Bezüge nicht in Betracht. Allerdings leisten die Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe daneben auch noch Erstattungen für Beiträge zu einer 
Unfallversicherung, Erstattungen zu einer angemessenen Alterssicherung und zu 
einer angemessenen Kranken- und Pflegeversicherung. Diese Leistungen sind 
wiederum nach § 3 Nr. 9 EStG steuerfrei. 
 

 
20 BMF-Schreiben vom 06.04.2023, BStBl. I 2023, S. 669. 
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3.9.2.2. Betriebsausgaben 
Von den steuerpflichtigen Einnahmen sind die tatsächlich angefallenen und 
nachgewiesenen Betriebsausgaben abzuziehen. Dazu gehören z.B. folgende 
Aufwendungen: 
 

• Nahrungsmittel, Ausstattungsgegenstände, Beschaffungsmaterialien, 
Fachliteratur, Hygieneartikel, 

• Miete und Betriebskosten der zur Kinderbetreuung genutzten 
Räumlichkeiten, 

• Kommunikationskosten, 
• Weiterbildungskosten, 
• Beiträge für Versicherungen, soweit unmittelbar mit der Tätigkeit im 

Zusammenhang stehend, 
• Fahrtkosten, 
• Freizeitgestaltung. 

 
Die Vorsorgeaufwendungen sind hingegen keine Betriebsausgaben. 
 
Neben der Möglichkeit des Betriebsausgabenabzugs in tatsächlicher Höhe lässt das 
BMF außerdem den Abzug von Betriebsausgabenpauschalen zu. Diese betragen 
400 € je betreutes Kind und Monat. 
 
Dabei ist aber zu beachten, dass dieser Betriebsausgabenpauschale eine 
wöchentliche Betreuungszeit von 40 Stunden zugrunde liegt. Weicht die tatsächlich 
vereinbarte Betreuungszeit hiervon ab, ist die Betriebsausgabenpauschale 
zeitanteilig nach der folgenden Formel zu kürzen: 
 

400 € x vereinbarte Betreuungszeit (max. 40h pro Woche) 
40h pro Woche 

 
Für Zeiten, in denen die Kindertagespflegeperson verhindert ist (z.B. wegen Urlaub 
oder Krankheit), kann die Betriebsausgabenpauschale nur dann abgezogen werden, 
wenn das Betreuungsgeld für diese Zeit weitergezahlt wird. 
 

3.9.2.3. Betriebsausgabenpauschale während der Pandemie 
Das BMF stellt in Rz. 12 klar, dass in den Zeiten einer pandemiebedingten Schließung 
einer Kindertagesstätte ein Abzug der Betriebsausgabenpauschale dennoch zulässig 
ist. Dies gilt selbst dann, wenn die Kindertagespflegeperson Entschädigungen nach 
dem IfSG erhalten hat – die Ausgabenpauschale wird dann auch nicht anteilig 
gekürzt. 
 

3.9.2.4. Besonderheit: Freihalteplätze 
In der Praxis gibt es auch Freihalteplätze, die im Falle einer Vertretung für andere 
Kindertagespflegepersonen genutzt werden können. Auch für solche 
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Freihalteplätze werden nach § 23 SGB VIII laufende Geldleistungen bezahlt. Für 
diese Freihalteplätze können pauschal 50 € pro Monat und je Freihalteplatz an 
Betriebsausgaben abgezogen werden. Wird ein Freihalteplatz belegt, ist die 
Betriebsausgabenpauschale zeitanteilig (Verhältnis der Tage der Belegung des 
Freihalteplatzes im Monat zu pauschal 20 Arbeitstagen im Monat) zu kürzen. 
 

3.9.2.5. Einschränkung der Betriebsausgabenpauschale 
Ein Abzug der Betriebsausgabenpauschalen ist nur möglich, soweit die Betreuung in 
eigenen Räumlichkeiten erfolgt. Erfolgt sie stattdessen im Haushalt der 
Personensorgeberechtigten, können die Pauschalen nicht abgezogen werden – 
dann ist nur ein Ansatz tatsächlicher Kosten zulässig. 
 

3.9.2.6. Berechnungsbeispiel für selbständige Tagespflege 
Beispiel 
A ist Kindertagesmutter und betreut im Jahr 2023 die folgenden Kinder: 
 
• Kind 1 (Januar + Februar): jeweils 40h pro Woche 
• Kind 2 (März): jeweils 30h pro Woche 
• Kind 3 (April – Juni): jeweils 40h pro Woche 
• Kind 4 (Juli – September): jeweils 30h pro Woche 
• Kind 5 (September): insgesamt 20h wegen Vertretung 
• Kind 6 (Oktober – Dezember): jeweils 40h pro Woche 
 
Die Kinder wurden durchgehend in der Kindertagesstätte von A (eigens angemietete 
Räume) betreut. Sie hat das ganze Jahr einen Freihalteplatz unterhalten, der im 
September von Kind 5 für insgesamt 20h im ganzen Monat in Anspruch genommen 
wurde. 
 
Ermitteln Sie die Höhe der abzugsfähigen Betriebsausgabenpauschale. 
 
Lösung 
Kind 1:    400 € x 2 Monate          =    800 € 
Kind 2:    400 € x 30 / 40 = 300 € x 1 Monat    =   300 € 
Kind 3:    400 € x 3 Monate         =   1.200 € 
Kind 4:   400 € x 30 / 40 = 300 € x 3 Monate    =   900 € 
Kind 5:    400 € x 5 / 40 = 50 € x 1 Monat     =   50 € 
Kind 6:   400 € x 3 Monate         =   1.200 € 
Freihalteplatz: 50 € x 12 Monate = 600 €  

     ./. ((2,5 Tage / 20 Tage) x 50 €)     =   594 € 
 
Betriebsausgaben insgesamt           =   5.044 € 
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3.10. Einkommensteuerliche Behandlung von 
Leistungen im Zusammenhang mit einem 
Versorgungsausgleich: Neues BMF-
Schreiben 

Das BMF hat ein neues BMF-Schreiben zur ertragsteuerlichen Behandlung eines 
Versorgungsausgleichs veröffentlicht. Die Inhalte dieses BMF-Schreibens werden 
nachfolgend kurz erläutert und um einen Exkurs zu steuerlichen Problemen in 
Scheidungsfällen ergänzt: 
 

3.10.1. Grundlagen: Was ist ein Versorgungsausgleich? 

Versorgungsanrechte, zum Beispiel Rentenansprüche, die Ehegatten während der 
Zeit der Ehe erworben haben, werden im Sozialrecht als gemeinschaftliche 
Lebensleistung betrachtet. Denn gerade im familiären Bund kann es vorkommen, 
dass ein Ehegatte arbeitet und damit Rentenansprüche erdient, während der 
andere Ehegatte sich um den Haushalt kümmert und kaum eine Möglichkeit hat, 
eigene Ansprüche zu erdienen.  
 
Um diesem sozialen Ungleichgewicht entgegenzuwirken, hat der Gesetzgeber in 
den 70er Jahren den sog. Versorgungsausgleich geschaffen. Danach werden 
Rentenansprüche, die während des Zeitraums der Ehe erdient wurden, gleichmäßig 
auf beide Ehegatten aufgeteilt, um eine Versorgung beider Ehegatten 
sicherzustellen. 
 
Der Versorgungsausgleich ist dabei Bestandteil des zivilrechtlichen 
Scheidungsverfahrens und wird vom Familiengericht grundsätzlich automatisch 
angeordnet und durchgeführt. Im Verfahren über den Versorgungsausgleich wird 
dabei zwischen der internen Teilung und der externen Teilung unterschieden. Die 
interne Teilung findet statt, wenn beide Ehegatten bei demselben 
Versorgungsträger Anrechte erworben haben – dieser verrechnet dann die 
Ansprüche intern miteinander. 
 
Es gibt aber auch einige Ausschlussgründe, bei deren Vorliegen kein 
Versorgungsausgleich stattfindet, z.B.: 
 

• Kurze Ehe (3 Jahre oder kürzer) 
• Geringfügigkeit (Anrechte der Ehegatten sind überwiegend gleichwertig) 
• Gesonderte Vereinbarungen (z.B. im Ehevertrag) 

 
Letztlich spielt die zivilrechtliche Abwicklung des Versorgungsausgleichs außerhalb 
einer Steuerkanzlei, weshalb die kurze Erläuterung an dieser Stelle ausreichend ist. 
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Wichtig zu wissen ist nur, dass uns in Scheidungsfällen regelmäßig solche 
Versorgungsausgleiche begegnen können. 
 

3.10.2. Ertragsteuerliche Behandlung eines gesetzlichen 
Versorgungsausgleichs 

3.10.2.1. Behandlung bei der ausgleichspflichtigen Person 
Die ausgleichspflichtige Person kann die gesetzlichen Versorgungsleistungen nicht 
als Sonderausgaben oder in ähnlicher Weise abziehen. Der gesetzliche 
Versorgungsausgleich entfacht bei ihr keine steuerliche Wirkung.  
 

3.10.2.2. Behandlung bei der ausgleichsberechtigten Person 
Die Ansprüche, die die ausgleichsberechtigte Person erhält, unterliegen der 
Steuerbefreiung von § 3 Nr. 55a EStG und entfalten daher auch bei ihr keine 
steuerliche Auswirkung. 
 

3.10.3. Besonderheit: Abfindung 

Es ist auch denkbar, dass die anspruchsberechtigte Person auf den 
Versorgungsausgleich verzichtet, z.B. weil sie dafür eine Abfindung erhält. Dies wird 
im BMF-Schreiben in einem eigenen Kapitel (Ausgleichsleistungen zur Vermeidung 
eines Versorgungsausgleichs) behandelt und nachfolgend kurz dargestellt. 
 

3.10.3.1. Behandlung bei der ausgleichspflichtigen Person 
Die Abfindungsleistungen können von der ausgleichspflichtigen Person als 
Sonderausgaben im Rahmen von § 10 Abs. 1a Nr. 3 EStG abgezogen werden, soweit 
die ausgleichsberechtigte Person zustimmt. Die steuerliche Behandlung erfolgt 
daher analog zum sog. Realsplitting (Unterhaltsleistungen zwischen geschiedenen 
Ehegatten). 
 
Die Abzugsmöglichkeit erstreckt sich dabei sowohl auf Leistungen unmittelbar ggü. 
der ausgleichsberechtigten Person als auch auf Zahlungen unmittelbar an den 
Versorgungsträger der ausgleichsberechtigten Person. 
 

3.10.3.2. Behandlung bei der ausgleichsberechtigten Person 
Die ausgleichsberechtigte Person muss die Ausgleichsleistungen zur Vermeidung 
des Versorgungsausgleichs korrespondierend zum Sonderausgabenabzug der 
ausgleichspflichtigen Person versteuern. Soweit also bei der ausgleichspflichtigen 
Person die Voraussetzungen für den Sonderausgabenabzug nach § 10 Abs. 1a Nr. 3 
EStG vorliegen, sind die Ausgleichsleistungen bei der ausgleichsberechtigten Person 
als sonstige Einkünfte zu versteuern, § 22 Nr. 1a EStG. Insofern kann aber die 
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ausgleichsberechtigte Person über die Höhe der Zustimmung die Besteuerung selbst 
beeinflussen. 
 

3.10.4. Besonderheit: schuldrechtlicher 
Versorgungsausgleich 

Das BMF-Schreiben enthält im Übrigen Ausführungen zur steuerlichen Behandlung 
schuldrechtlicher Versorgungsausgleiche, die z.B. durch Ehevertrag vereinbart 
wurden. Da es diesbezüglich immer auch auf den individuellen Vertag ankommt, 
wird an dieser Stelle auf eine detaillierte Darstellung verzichtet. 
 

3.10.5. Exkurs: Einkommensteuerliche Probleme in 
Scheidungsfällen 

Scheidungsfälle kommen nicht alltäglich vor, führen aber für die Betroffenen zu 
größeren Problemen und Auseinandersetzungen. Die mit der Scheidung 
verbundenen Konsequenzen wirken sich auch steuerrechtlich aus. Da diese Fälle in 
der Praxis leider immer wieder vorkommen, wird nachfolgend kurz dargestellt, 
welche steuerlichen Auswirkungen in Scheidungsfällen insgesamt zu beachten sind. 
 

3.10.5.1. Lohnsteuerklassen 
Voraussetzung für die Lohnsteuerklassen III, IV und V ist, dass die Ehegatten nicht 
geschieden sind oder dauernd getrennt leben, § 38b Abs. 1 S. 2 Nr. 1 a) bb) EStG. Im 
Falle einer Scheidung wird man aber ab dem Zeitpunkt der Absichtserklärung einer 
Scheidung davon ausgehen müssen, dass die Ehegatten dauernd getrennt leben.  
 
Daher müssten die Ehegatten ab diesem Zeitpunkt in die Lohnsteuerklasse I 
wechseln, was zu einem höheren Lohnsteuerabzug führen kann. 
 

3.10.5.2. Zusammenveranlagung im Trennungsjahr möglich 
Für das Trennungsjahr selbst bleibt aber eine Zusammenveranlagung möglich, da 
die Voraussetzungen von § 26 Abs. 1 S. 1 EStG an mindestens einem Tag im Jahr 
vorgelegen haben (§ 26 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 EStG).  
 
Eine Zusammenveranlagung ermöglicht dabei die Anwendung des Splittingtarifs 
gemäß § 32a Abs. 5 EStG, der je nach Fallgestaltung günstiger sein kann als der 
allgemeine Tarif.  
 
Aus diesem Grund sind die meisten Scheidungspaare gut darin beraten, im 
Trennungsjahr eine Zusammenveranlagung vorzunehmen, auch wenn dies 
hinsichtlich der Erstellung der Steuererklärung ggf. mit gewissen emotionalen 
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Hürden verbunden sein kann. Diese ließen sich zudem durch die Mitwirkung eines 
externen Beraters abmildern. 
 
Falls die Ehegatten in Streit darüber geraten, wer eine etwaige Nachzahlung zu 
tragen hat oder eine etwaige Erstattung vereinnahmen darf, kann sich ein Antrag 
zur Aufteilung der Steuerschuld gemäß §§ 268 AO ff. anbieten, da mit diesem Antrag 
zwar der Splittingtarif erhalten bleibt, das Finanzamt aber auf der anderen Seite die 
Steuerschuld eindeutig auf die einzelnen Ehegatten aufteilt. Die Berechnung der 
aufzuteilenden Beträge erfolgt dabei von Amts wegen. 
 

3.10.5.3. Behandlung von Unterhaltsleistungen an den Ehegatten 
Sofern Unterhaltsleistungen von einem Ehegatten an den anderen Ehegatten 
erfolgen, können diese im Wege des Realsplittings gemäß § 10 Abs. 1a Nr. 1 S. 1 
EStG bis zum Betrag von 13.805 € im Kalenderjahr abgezogen werden.  
 
Voraussetzung ist auch hier, dass der unterhaltsberechtigte Ehegatte zustimmt. 
Dieser muss dann die erhaltenen Leistungen in Höhe des zugestimmten Betrags als 
sonstige Einkünfte versteuern, § 22 Nr. 1a EStG. 
 

3.10.5.4. Kinder in Scheidungsfällen 

Kinderfreibeträge 

Die Kinderfreibeträge werden in Scheidungsfällen gemäß § 32 Abs. 6 S. 1 EStG 
grundsätzlich jedem Ehegatten zur Hälfte zugerechnet.  
 
Gemäß § 32 Abs. 6 S. 3 Nr. 2 EStG werden die Kinderfreibeträge in voller Höhe dem 
betreuenden Elternteil zugerechnet, wenn dieser Elternteil das Kind allein 
angenommen hat oder es nur zu ihm in einem Pflegekindschaftsverhältnis steht. 
Das Gleiche gilt gemäß § 32 Abs. 6 S. 6 EStG auf Antrag eines Elternteils auch, wenn 
der antragstellende Elternteil seiner Unterhaltspflicht im Wesentlichen nachkommt 
oder der andere Elternteil mangels Leistungsfähigkeit nicht unterhaltspflichtig ist. 
Eine solche Übertragung des Kinderfreibetrags führt grundsätzlich auch immer zur 
Übertragung des BEA-Freibetrags. 
 
Allerdings ist es gemäß § 32 Abs. 6 S. 8 EStG bei minderjährigen Kindern auch 
möglich, nur den BEA-Freibetrag zu übertragen, wenn der Elternteil, in dessen 
Wohnung das Kind gemeldet ist, einen entsprechenden Antrag stellt. Einer solchen 
Übertragung kann allerdings widersprochen werden, wenn der andere Elternteil 
Kinderbetreuungskosten trägt oder das Kind regelmäßig in einem nicht 
unwesentlichen Umfang betreut, § 32 Abs. 6 S. 9 EStG. 
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Kindergeld 

Kindergeld wird für ein Kind immer nur einem Elternteil gezahlt. Wenn die Eltern 
getrennt leben, dann bekommt der Elternteil das Kindergeld, bei dem das Kind die 
meiste Zeit lebt.  
 
Wenn der andere Elternteil Unterhalt zahlen muss, dann verringert sich der 
Unterhalt um die Hälfte des Kindergeldes. 
 

3.10.5.5. Zugewinnausgleich und Schenkungsteuer 
In Scheidungsfällen wird bei Anwendung des gesetzlichen Güterstands 
(Zugewinngemeinschaft) das während der Zeit der Ehe erworbene Vermögen im 
Wege des sog. Zugewinnausgleichs zwischen den Ehegatten ausgeglichen. Dieser 
Zugewinnausgleich hat aber keine steuerliche Bedeutung, da er gemäß § 5 ErbStG 
von der Schenkungsteuer frei ist (keine freigebige Zuwendung). 
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3.11. Neues BMF-Schreiben zur Behandlung des 
häuslichen Arbeitszimmers 

Die Besteuerung häuslicher Arbeitszimmer ist mit dem JStG 2022 grundlegend 
reformiert worden (vgl. Skript I-2023). Insbesondere hat die dauerhafte Einbindung 
der Homeoffice-Pauschale (offizieller Begriff „Tagespauschale“) zu einer Reform der 
entsprechenden Regelungen geführt. 
 
Dementsprechend überrascht es nicht, dass das BMF mit seinem Schreiben vom 
15.08.2023 21  das vorherige Schreiben zum häuslichen Arbeitszimmer an die 
geänderten Besteuerungsinhalte anpasst. Zu den wichtigsten Aussagen des 
Schreibens wird nachfolgend Stellung genommen. 
 

3.11.1. Änderungen in der Besteuerung von Arbeitszimmern 
mit dem JStG 2022 

3.11.1.1. Fassung bis VZ 2022 
Das EStG kannte bis zur Corona-Pandemie nur die Regelung des häuslichen 
Arbeitszimmers gemäß §§ 9 Abs. 5, 4 Abs. 5 Nr. 6b EStG. Die Prüfung, ob der Abzug 
eines häuslichen Arbeitszimmers möglich war, erfolgte daher in zwei Schritten: der 
Abzugsfähigkeit dem Grunde und der Höhe nach. 
 

Häusliches Arbeitszimmer – Abzugsfähigkeit dem Grunde nach 

Bei der „Abzugsfähigkeit dem Grunde nach“ ging es vor allem darum, dass der 
Raum (das eigentliche Arbeitszimmer) bestimmte Kriterien erfüllen musste. Diese 
sind unter anderem in dem BMF-Schreiben vom 06.10.201722 enthalten. Demnach 
muss ein Arbeitszimmer vor allem 
 

• in der häuslichen Sphäre belegen sein, 
• es muss sich um einen abgeschlossenen Raum (kein Durchgangszimmer, 

keine Ecke im Wohnzimmer) handeln, 
• und die berufliche Nutzung muss mindestens 90 % betragen. 

 
Wer nur eine Arbeitsecke im Wohnzimmer hatte oder den Raum noch für andere 
Aktivitäten als zur Arbeit nutzte, kam also nicht in den Genuss der Abzugsfähigkeit 
eines Arbeitszimmers. 
 

 
21 BMF-Schreiben vom 15.08.2023, BStBl. I 2023, S. 1551. 
22 BMF-Schreiben vom 06.10.2017, BStBl. I 2017, S. 1320 
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Häusliches Arbeitszimmer – Abzugsfähigkeit der Höhe nach 

Doch auch, wenn der Raum die Kriterien eines Arbeitszimmers erfüllte, hieß das 
noch nicht, dass auch damit zusammenhängende Kosten abzugsfähig waren. 
 
Hierfür war eine weitere Prüfung, nämlich die der „Abzugsfähigkeit der Höhe 
nach“, erforderlich. Diese Regelungen waren in § 4 Abs. 5 Nr. 6b EStG enthalten und 
galten über den Verweis in § 9 Abs. 5 EStG auch für Einkünfte aus nichtselbständiger 
Arbeit. Unterschieden wurden auch hier drei Fallgruppen: 
 

• Fallgruppe 1: Bildete das häusliche Arbeitszimmer den Mittelpunkt der 
beruflichen Tätigkeiten, konnten alle damit zusammenhängende Kosten 
in voller Höhe abgezogen werden. 

• Fallgruppe 2: Bildete das häusliche Arbeitszimmer nicht den Mittelpunkt 
der beruflichen Tätigkeit, stand aber kein anderer Arbeitsplatz zur 
Verfügung, konnten die Kosten nur bis zur Höhe von 1.250 € jährlich 
abgezogen werden. Dies war der klassische „Lehrerfall“ – der Mittelpunkt 
der beruflichen Tätigkeit eines Lehrers war im Klassenzimmer verortet; 
gleichzeitig sah die Rechtsprechung23 im öffentlichen Lehrerzimmer keine 
ausreichende Möglichkeit zur Unterrichtsvorbereitung als gegeben an, 
weshalb diese Personen in Fallgruppe 2 fielen. 

• Fallgruppe 3: Bildete das häusliche Arbeitszimmer nicht den Mittelpunkt 
der beruflichen Tätigkeit und stand ein anderer Arbeitsplatz zur 
Verfügung, war grundsätzlich kein Kostenabzug möglich. 

 
Sofern ein Abzug von Kosten möglich war, wurden sämtliche Kosten im 
Zusammenhang mit dem Arbeitszimmer einbezogen, also die anteilige Miete/AfA, 
Nebenkosten usw. 
 
Beispiel 
A ist Lehrer. An seiner Schule steht ihm zur Vorbereitung nur das öffentliche 
Lehrerzimmer zur Verfügung, weshalb er einen großen Teil seiner Unterrichtsinhalte 
zuhause vorbereitet. Hierfür hat er sich einen Arbeitsplatz zuhause eingerichtet. 
Dieser befindet sich in einem ausschließlich beruflich genutzten Raum mit 25m2 
(insgesamt hat das Haus 150m2 Wohnfläche). Im Laufe des Jahres sind für das Haus 
die folgenden Kosten entstanden: 
 
• Miete: 18.000 € 
• Nebenkosten: 3.600 € 
• Grundsteuer: 800 € 
• Schornsteinfeger: 80 € 
 
In welcher Höhe kann A bis einschließlich VZ 2022 Kosten abziehen? 
 

 
23 z.B. BFH-Urteil vom 26.02.2003, VI R 125/01, BStBl. II 2014, S. 72 
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Lösung 
A erfüllt aufgrund des eigens abgetrennten Raums die Voraussetzungen eines 
häuslichen Arbeitszimmers dem Grunde nach. 
 
Für die Frage der Abzugsfähigkeit der Höhe nach ist hier zu beachten, dass sich der 
Mittelpunkt seiner beruflichen Tätigkeit im Klassenzimmer befindet; gleichwohl 
wird von der Rechtsprechung ein öffentlich zugängliches Lehrerzimmer nicht als 
ausreichender Vorbereitungsraum angesehen, weshalb davon auszugehen ist, dass 
für die Vorbereitungstätigkeiten kein anderer Raum zur Verfügung steht. Die Kosten 
sind daher bis zum Höchstbetrag von 1.250 € jährlich abzugsfähig. 
 
+/- Bezeichnung Betrag 
 Miete 18.000 € 
+ Nebenkosten 3.600 € 
+ Grundsteuer 800 € 
+ Schornsteiger 80 € 
= Immobilienkosten 22.480 € 
x anteilig auf Arbeitszimmer entfallend 25m2/150m2 
= Kosten Arbeitszimmer 3.747 € 
= max. Ansatz Höchstbetrag (1.250 € < 3.747 €) 1.250 € 
 

Homeoffice-Pauschale 

Für Personen, bei denen ein Abzug des häuslichen Arbeitszimmers dem Grunde 
oder der Höhe nach nicht in Betracht kam (z.B. etwa wegen einer Arbeitsecke und 
keinem abgegrenzten Raum), hat der Gesetzgeber im Zuge der Corona-Pandemie 
die Homeoffice-Pauschale eingeführt, die nach Verlängerung auch noch für den VZ 
2022 gilt. 
 
Demnach sind 5 € pro Tag bei max. 600 € pro Jahr (= 120 Arbeitstage) pauschal als 
Werbungskosten abzugsfähig. Die Homeoffice-Pauschale schließt dabei die 
Entfernungspauschale aus, d.h. es kann für jeden Tag nur entweder die Homeoffice- 
oder die Entfernungspauschale gewährt werden, auch wenn die Arbeit 
stundenweise aufgesucht wurde. 
 
Die Homeoffice-Pauschale konnte auch alternativ zum tatsächlichen Kostenabzug 
über das häusliche Arbeitszimmer geltend gemacht werden (Wahlrecht des 
Mandanten). 
 

 
Anlage N - Felder zum Arbeitszimmer 
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3.11.1.2. Fassung ab VZ 2023 
Die Regelung zum häuslichen Arbeitszimmer hat ab dem VZ 2023 einige kleinere 
Änderungen erfahren. Auch wurde die zunächst befristete Homeoffice-Pauschale 
nun dauerhaft ins Gesetz aufgenommen, sodass diese Regelung auch in den 
kommenden Jahren weiterhin relevant sein wird. Die Änderungen wurden im JStG 
2022 umgesetzt. 
 

Häusliches Arbeitszimmer 
An der Abzugsfähigkeit des Arbeitszimmers dem Grunde nach hat sich nichts 
geändert – wenn das Arbeitszimmer nicht die Voraussetzungen des Raums dem 
Grunde nach erfüllt, ist ein Abzug tatsächlicher Kosten nicht mehr möglich; aber 
auch dann verbleibt nach wie vor die Homeoffice-Pauschale. 
 
Die tatsächlichen Aufwendungen können der Höhe nach nur noch abgezogen 
werden, sofern sich der Mittelpunkt der beruflichen Betätigung im Arbeitszimmer 
befindet. Ob daneben noch ein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht, ist 
irrelevant.  
 
Der auf 1.250 € beschränkte Kostenabzug für die Nutzung eines häuslichen 
Arbeitszimmers, wenn kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht, wird ab 
2023 abgeschafft, denn eine solche beschränkte Abziehbarkeit sieht die Neufassung 
von § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6b EStG nicht mehr vor. In diesen Fällen kommt aber der 
Abzug der neuen Homeoffice-Pauschale in Betracht. 
 
Liegt im häuslichen Arbeitszimmer der Tätigkeitsmittelpunkt können entweder 
die tatsächlichen Kosten oder aber eine Jahrespauschale von 1.260 € abgezogen 
werden. Der Steuerpflichtige hat insoweit ein Wahlrecht. 
 
Die Anwendung der Jahrespauschale führt zu einer Verfahrenserleichterung, da die 
Kosten nicht mehr individuell ermittelt werden müssen.  
 
Praxishinweis 
Liegt im häuslichen Arbeitszimmer nur zeitweise der Tätigkeitsmittelpunkt, wird die 
Jahrespauschale nur zeitanteilig gewährt. Von einer Jahrespauschale kann dann 
nicht mehr gesprochen werden. Entfällt die Jahrespauschale für einzelne Monate, 
kann für diese Zeiträume dann aber die Homeoffice-Pauschale geltend gemacht 
werden. 
 

Homeoffice-Pauschale 

Die Homeoffice-Pauschale wurde nun dauerhaft im Gesetz normiert, allerdings mit 
folgenden Anpassungen ggü. der Fassung für VZ 2022: 
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• Statt 5 € pro Tag können ab 2023 6 € pro Tag abgezogen werden 
• Statt jährlich 600 € Höchstbetrag können ab 2023 1.260 € (entspricht 210 

Arbeitstagen) abgezogen werden 
• Steht für die betriebliche oder berufliche Tätigkeit dauerhaft kein anderer 

Arbeitsplatz zur Verfügung, ist ein Abzug der Tagespauschale zulässig, 
auch wenn die Tätigkeit am selben Kalendertag auswärts oder an der 
ersten Tätigkeitsstätte ausgeübt wird – EFP und HOP schließen sich also 
nicht mehr gegenseitig aus, sofern kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung 
steht. 

 

3.11.1.3. Schaubild zum Besteuerungsvergleich 
 

 
 
  

Abzug des "Home
Office" als BA/WK

Häusliches Arbeitszimmer

Schritt 1: Raum prüfen

häusliche Sphäre abgeschlossener Raum (kein
Durchgangszimmer)

mindestens 90 % berufliche
Nutzung

Schritt 2: Tätigkeit prüfen

Fall 1: Mittelpunkt der beruflichen
Tätigkeit

unbgrenzter Kostenabzug

ab 2023: 
unbegrenzer Abzug oder
1.260 € pauschal

Fall 2: kein Mittelpunkt, aber auch
kein anderer Arbeitsplatz
vorhanden

Abzug bis max. 1.250 € jährlich
möglich

ab 2023:
diese Fallgruppe entfällt beim
häuslichen AZ (Abzug nur noch
möglich, wenn Mittelpunkt)

Home Office Pauschale

bis 2022:
5 € pro Tag, max. 600 € p.a.

ab 2023:
6 € pro Tag, max. 1.260 € p.a.
Abzug nur, wenn keine EFP

ab 2023:
Abzug von HOP und EFP, wenn
kein anderer Arbeitsplatz vorliegt
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3.11.2. Wichtige Aussagen des BMF-Schreibens 

3.11.2.1. Zum Begriff des häuslichen Arbeitszimmers 
Das BMF stellt in der Einleitung seines Schreibens klar, dass sich der Begriff des 
häuslichen Arbeitszimmers durch die Neuregelung grundsätzlich nicht geändert hat. 
Demnach ergeben sich für die Abgrenzung eines häuslichen Arbeitszimmers 
insbesondere die folgenden Voraussetzungen: 
 

• Ein häusliches Arbeitszimmer ist ein Raum, der in der häuslichen Sphäre des 
Steuerpflichtigen eingebunden ist und vorwiegend der Erledigung 
gedanklicher, schriftlicher, verwaltungstechnischer oder organisatorischer 
Arbeiten dient. 

• Er wird ausschließlich oder fast ausschließlich (> 90 %) zu beruflichen oder 
betrieblichen Zwecken genutzt. 

• Ein in der häuslichen Sphäre eingebundener Raum, der mit einem nicht 
unerheblichen Teil seiner Fläche auch privat genutzt wird (sog. 
„Arbeitsecke“), ist kein häusliches Arbeitszimmer. 

• Räume, die ihrer Ausstattung und Funktion nach nicht einem Büro 
entsprechen (z.B. Betriebsräume, Lagerräume) sind keine häuslichen 
Arbeitszimmer – das bedeutet aber auch, dass solche Räume steuerlich 
ohne etwaige Höchstbeschränkungen abgezogen werden können, wenn sie 
beruflich genutzt werden. 

 

3.11.2.2. Zum Begriff des Mittelpunkts der beruflichen Tätigkeit 
Ein häusliches Arbeitszimmer bildet den Mittelpunkt der gesamten betrieblichen 
und beruflichen Betätigung des Steuerpflichtigen, wenn nach Würdigung des 
Gesamtbildes der Verhältnisse dort diejenigen Handlungen vorgenommen und 
Leistungen erbracht werden, die für die konkret ausgeübte betriebliche oder 
berufliche Tätigkeit wesentlich und prägend sind.  
 
Der Mittelpunkt bestimmt sich grundsätzlich nach dem inhaltlichen (qualitativen) 
Schwerpunkt der betrieblichen und beruflichen Betätigung des Steuerpflichtigen. 
 
Einer quantitativen Betrachtung (zeitlicher Umfang) kommt nur eine indizielle 
Bedeutung zu. Wenn die Tätigkeit hingegen in qualitativer Hinsicht sowohl im 
häuslichen Arbeitszimmer als auch am außerhäuslichen Arbeitsort erbracht werden 
kann, wird die quantitative Betrachtung als ausschlaggebend angesehen. 
 

3.11.2.3. Arbeitszimmer bei mehreren Tätigkeiten 
Übt ein Steuerpflichtiger mehrere betriebliche Tätigkeiten nebeneinander aus, ist 
nicht auf eine Einzelbetrachtung der jeweiligen Betätigungen, sondern vielmehr auf 
alle Tätigkeiten als Gesamtheit abzustellen. Das BMF-Schreiben enthält zu diesen 
Fällen einige Beispiele. 
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3.11.2.4. Zum Begriff „kein anderer Arbeitsplatz“ 
Anderer Arbeitsplatz ist grundsätzlich jeder Arbeitsplatz, der zur Erledigung 
büromäßiger Arbeiten geeignet ist – weitere Anforderungen an die Beschaffenheit 
des Arbeitsplatzes werden nicht gestellt. Insbesondere spielen laut BMF Dinge wie 
Lärmbelästigung oder Publikumsverkehr keine Rolle. Trotz solcher Indikationen 
kann der Arbeitsplatz im Unternehmen als anderer Arbeitsplatz anzusehen sein. 
 
Selbst im Falle von Pool-Arbeitsplätzen wird grundsätzlich angenommen, dass ein 
anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht. Das BMF lässt aber in seinem Schreiben 
unter bestimmten Voraussetzungen einige Ausnahmen zu. 
 

3.11.2.5. Arbeitszimmer bei mehreren Personen 
Bei der Nutzung des gleichen Zimmers durch mehrere Personen kann jeder von 
ihnen die durch ihn getragenen tatsächlichen Kosten (ggf. bis zum Höchstbetrag) 
abziehen. Im Falle der Pauschalen werden diese für jeden Steuerpflichtigen 
gesondert gewährt, sodass es auch zur mehrfachen Gewährung einer Pauschale 
kommen kann. 

3.11.3. Schaubild  
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3.12. Neue Rechtsprechung zu 
außergewöhnlichen Belastungen 

3.12.1. Abzug von Behandlungskosten bei Fettabsaugung24 

3.12.1.1. Sachverhalt 
• Die Kläger sind zusammenveranlagte Eheleute.  
• Bei der Klägerin wurde 2012 ein Lipödem diagnostiziert. 
• Um dieses Ödem zu behandeln, wurden im Jahr 2017 mehrere 

Liposuktionsbehandlungen durchgeführt – die dafür angefallenen Kosten 
wurden von der Krankenkasse nicht erstattet. 

• Die Kläger beantragten in ihrer Einkommensteuererklärung, die 
Aufwendungen für die Liposuktion als außergewöhnliche Belastung zu 
berücksichtigen. 

• Das Finanzamt lehnte den Abzug der Kosten ab, da kein amtsärztliches 
Gutachten oder eine ärztliche Bescheinigung eines medizinischen Dienstes 
der Krankenversicherung vor der Behandlung vorgelegt wurde. 

• Das Gericht gab der Klage der Kläger statt und entschied, dass die 
Aufwendungen auch ohne ein solches Gutachten oder eine solche 
Bescheinigung als außergewöhnliche Belastung berücksichtigt werden 
können. 

 

3.12.1.2. Besteuerungsproblem 
Im Kern richtet sich das Urteil um die Besteuerungsfrage, ob Aufwendungen für eine 
Liposuktion zur Behandlung eines Lipödems als "außergewöhnliche Belastung" in 
der Einkommensteuererklärung berücksichtigt werden können, auch wenn vor der 
Operation kein amtsärztliches Gutachten oder eine ärztliche Bescheinigung eines 
Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung vorgelegt wurde. 
 
Diese Frage ist insbesondere deshalb so interessant, weil der BFH in einer früheren 
Entscheidung 25  zuungunsten der Steuerpflichtigen entschieden und damals die 
Liposuktion nicht als eine wissenschaftlich anerkannte Methode zur Behandlung 
eines Lipödems angesehen hatte. 
 

3.12.1.3. Entscheidung des BFH 
Der BFH lässt den Abzug der Kosten als außergewöhnliche Belastung im Ergebnis zu 
und sieht auch ein amtsärztliches Gutachten oder eine ärztliche Bescheinigung eines 
medizinischen Dienstes der Krankenversicherung nicht als notwendig an. Diese 
Entscheidung unterstützt er mit den folgenden Argumenten: 
 

 
24 BFH-Urteil vom 23.03.2023, VI R 39/20, DStR 2023, S. 1463 Nr. 27. 
25 BFH-Urteil vom 18.06.2015, VI R 68/14, BStBl. II 2015, S. 803. 
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• Der BFH stellt fest, dass ein Lipödem eine Krankheit ist und die Liposuktion 
eine anerkannte Behandlungsmethode darstellt. 

• Dies ist deshalb so bemerkenswert, weil er dies in dem früheren Urteil noch 
anders gesehen hat und insoweit seine Rechtsprechung ändert. 

• Er sieht die medizinische Empfehlung eines behandelnden Arztes als 
ausreichenden Nachweis für eine außergewöhnliche Belastung an und 
erkennt keine Sinnhaftigkeit in der Anforderung eines amtsärztlichen 
Gutachtens. 

 

3.12.1.4. Konsequenzen für die Praxis 
Aufwendungen für eine medizinisch notwendige Liposuktion können in Zukunft als 
außergewöhnliche Belastung berücksichtigt werden, selbst wenn die 
Krankenkassen diese Behandlungsmethode immer noch nicht anerkennen. 
 
Es ist aber davon auszugehen, dass medizinisch nicht notwendige Liposuktionen 
(z.B. aus kosmetischen Gründen) nicht als außergewöhnliche Belastungen 
abgezogen werden können, da diese nicht zwangsläufig erscheinen. 
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3.12.2. Abzug von Kosten einer Wohnungsgemeinschaft als 
außergewöhnliche Belastung26 

3.12.2.1. Sachverhalt 
Ein Steuerpflichtiger mit Pflegegrad 4 wohnt seit November 2015 gemeinsam mit 
anderen pflegebedürftigen Menschen in einer selbstverantworteten 
Wohngemeinschaft, in der er rund um die Uhr von einem ambulanten Pflegedienst 
und Ergänzungskräften betreut, gepflegt und hauswirtschaftlich versorgt wird. 
 
Insgesamt hat er für sein Zimmer sowie für Kost und andere Lebenshaltungskosten 
einen Betrag von 16.920 € aufgewendet. Demgegenüber steht ein 
Wohngruppenzuschlag, der von der Pflegekasse unmittelbar an den ambulanten 
Pflegedienst weitergeleitet wurde. 
 
In seiner Einkommensteuererklärung hat der Steuerpflichtige Aufwendungen für die 
Unterbringung in der Wohngemeinschaft nach § 33 EStG sowie den erhöhten 
Behinderten-Pauschbetrag nach § 33b EStG geltend gemacht. Das Finanzamt lehnte 
den Abzug der tatsächlichen Kosten für die Wohngemeinschaft ab, da die 
Unterbringungskosten nicht in einem Heim im Sinne des § 1 HeimG, sondern in einer 
selbstverantworteten Wohngemeinschaft angefallen seien. 
 
Hiergegen richtete sich ein Einspruchs- und ein anschließendes Klageverfahren beim 
Finanzgericht. Das FG gab der Klage statt und berücksichtigte die 
Unterbringungskosten, gekürzt um die Haushaltsersparnis, als außergewöhnliche 
Belastung. 
 
Hiergegen erhob die Finanzverwaltung Revision. 
 

3.12.2.2. Besteuerungsproblem 
Sind die Kosten für selbstverantwortete private Wohnungsgemeinschaften als 
außergewöhnliche Belastungen abziehbar, wenn die Wohnungsgemeinschaft 
überwiegend der gemeinsamen Pflege der Bewohner dient? 
 

3.12.2.3. Entscheidung des BFH 
Der BFH hat die Auffassung des Finanzamts abgelehnt. Er begründet seine 
Auffassung insbesondere wie folgt: 
 

• Maßgebendes Kriterium für den Abzug außergewöhnlicher Belastungen ist 
die Zwangsläufigkeit – wenn sich ein Steuerpflichtiger grundsätzlich nicht 
den Aufwendungen entziehen kann und diese außergewöhnlich sind, ist ein 
Abzug grundsätzlich vorgesehen. 

 
26 BFH-Urteil vom 10.08.2023, VI R 40/20, DStR 2023 S. 2382 Nr. 42. 



 58 Änderungen in der Einkommensteuer - Neue Rechtsprechung zu außergewöhnlichen 
Belastungen 

• Aufgrund des Pflegegrades des Steuerpflichtigen sind ihm die Wohn- und 
Betreuungskosten zwangsläufig entstanden. Ob er sich dabei für ein Leben 
in einer Wohngemeinschaft, deren Zweck die gemeinsame Pflege der 
Bewohner ist, oder für ein Heim entscheidet, ist für die Zwangsläufigkeit 
und Notwendigkeit der Aufwendungen ohne Bedeutung. 

• Insbesondere ist in § 33 EStG eine Unterbringung in einem Heim nicht als 
Voraussetzung für den Abzug außergewöhnlicher Belastungen benannt. 

• Der durch das FG vorgenommene Abzug der Haushaltsersparnis ist laut BFH 
jedoch notwendig, da diese Kosten auch ohne Krankheit oder Behinderung 
angefallen wäre und damit nicht zwangsläufig erwachsen. 

 

3.12.2.4. Konsequenzen für die Praxis 
Das Urteil ist positiv für die Steuerpflichtigen und macht eine Heimunterbringung 
für den Abzug von außergewöhnlichen Belastungen nicht zwingend notwendig. 
Ähnlich gelagerte Fälle sollten mit einem Einspruch angefochten werden, auch 
wenn das Urteil bislang noch nicht veröffentlicht wurde und damit noch nicht über 
den Einzelfall hinaus von der Finanzverwaltung angewendet wird. 
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3.12.3. Kosten für hochbegabte Kinder27 

3.12.3.1. Sachverhalt 
Die Tochter der Klägerin besuchte während der umstrittenen Jahre ein staatlich 
zugelassenes Internatsgymnasium. Vor ihrem Eintritt ins Internat lag eine 
Stellungnahme des amtsärztlichen Dienstes vor, die eine besondere Lernfähigkeit 
und herausragende Intelligenz bei ihr bestätigte. Die Schule konnte ihre 
außergewöhnlichen geistigen Talente nicht angemessen fördern. Aufgrund dieser 
schulischen Unterforderung entwickelte sie behandlungsbedürftige 
psychosomatische Symptome, die sich innerhalb eines Jahres erheblich 
verschlechterten. Aus gesundheitlicher Sicht wurde daher der Wechsel zu einer auf 
Hochbegabung ausgerichteten Schule wie dem Internatsgymnasium dringend 
empfohlen. 
 
Die Kläger beantragten die Erstattung der Internatskosten - abzüglich bereits als 
Sonderausgaben berücksichtigter Schulgebühren - als außergewöhnliche 
Belastungen. Das Finanzamt akzeptierte diesen Antrag nicht und argumentierte 
hauptsächlich, dass die amtsärztliche Meinung nicht einem amtsärztlichen 
Gutachten gemäß § 64 Abs. 1 Nr. 2 EStDV entspreche. Es fehle der Nachweis der 
Notwendigkeit. Darüber hinaus wurden die Internatskosten nicht als direkte 
Krankheitskosten betrachtet. 
 

3.12.3.2. Besteuerungsproblem 
Im Zentrum des Falls steht die Frage, ob eine Hochbegabung oder herausragende 
Intelligenz zu einer außergewöhnlichen „Belastung“ führen kann. Zwar handelt es 
sich nicht um eine Krankheit, allerdings bedürfen auch solche Menschen einer 
besonderen Förderung und Behandlung. 
 

3.12.3.3. Entscheidung des FG 
Das Finanzgericht Münster wies die Klage zurück und ließ den Abzug von Kosten 
nicht zu. Dies begründete es insbesondere wie folgt: 
 

• Die Kosten für den Privatschulbesuch gelten nicht als direkte 
Krankheitskosten, sondern als Ausgaben im privaten Lebensbereich. 

• Gemäß der Entscheidungspraxis des BFH können Kosten für den Besuch 
einer Privatschule lediglich in sehr spezifischen Fällen als direkte 
Krankheitskosten berücksichtigt werden. Selbst wenn ein Kind aufgrund 
einer Krankheit Lernschwierigkeiten hat, sind diese Privatschulkosten in der 
Regel durch den Kinderfreibetrag, den Erziehungs- und 
Ausbildungsfreibetrag sowie das Kindergeld abgedeckt. 

• Privatschulkosten gelten also nicht automatisch als direkte 
Krankheitskosten, nur weil eine Erkrankung des Kindes der Grund für den 

 
27 FG Münster, Urteil vom 13.06.2023, 2 K 1045/22 E. 
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Schulbesuch ist. Es ist entscheidend, dass der Schulbesuch zur 
medizinischen Behandlung dient und eine spezialisierte Behandlung unter 
medizinischer Fachaufsicht stattfindet. 

• Im vorliegenden Fall ist unklar, ob die Anforderungen gemäß § 64 Abs. 1 Nr. 
2 EStDV erfüllt sind. Die von den Klägern geforderten Kosten (z. B. 
Schulgeld, Betreuung, Anmeldegebühr, Verpflegung, Fahrtkosten) sind 
jedoch nicht als direkte Krankheitskosten anzusehen. 

• Es gibt keine klaren Hinweise darauf, dass der Schulbesuch aus 
medizinischen Gründen notwendig war oder dass im Internat eine 
spezialisierte Behandlung unter medizinischer Aufsicht stattfand. 

• Aus den Informationen des Internats und den Aussagen der Kläger geht 
nicht hervor, dass eine Therapie bezüglich der gesundheitlichen Probleme 
des Kindes durch medizinisches oder psychotherapeutisches Fachpersonal 
durchgeführt wurde. 

• Das amtsärztliche Schreiben liefert ebenfalls keine Hinweise auf eine 
medizinische Notwendigkeit des Schulbesuchs oder auf therapeutische 
Maßnahmen in der Schule. Es ist auch zu beachten, dass der Schulbesuch 
teilweise aufgrund der Hochbegabung des Kindes stattfand, die nicht als 
Krankheit im Sinne des § 33 EStG gilt. Das amtsärztliche Schreiben stellt 
auch keine weiteren Erkrankungen fest. 

• Selbst wenn der Schulbesuch positive Auswirkungen auf die Gesundheit des 
Kindes hat, kann er nicht als eigentliche Heilmaßnahme betrachtet werden. 
In diesem Fall handelt es sich nicht um direkte Krankheitskosten, sondern 
um Kosten zur Vorbeugung oder als Folge einer Krankheit. 

 

3.12.3.4. Konsequenzen für die Praxis 
Das FG hat die Revision nicht zugelassen, da es keine Revisionsgründe für den Fall 
sieht. Hiergegen haben die Steuerpflichtigen Nichtzulassungsbeschwerde 28 
beantragt. Sollte diese positiv ausfallen, ist von einem entsprechenden 
Revisionsverfahren auszugehen. In ähnlich gelagerten Fällen sollte die 
Rechtsentwicklung dieses Falls daher beobachtet werden. 
 
  

 
28 BFH, Az. VI B 35/23. 
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3.13. Neue Rechtsprechung zu haushaltsnahen 
Dienstleistungen und 
Handwerkerleistungen 

Die Berücksichtigung von haushaltsnahen Dienstleistungen und 
Handwerkerleistungen ist regelmäßig Gegenstand der Rechtsprechung. Im April 
2023 gab es erneut einen interessanten BFH-Fall29 zu genau diesem Thema, der sich 
wie folgt darstellt: 
 

3.13.1. Der Sachverhalt 

• Die Kläger sind Eheleute, die für das Streitjahr 2016 zur Einkommensteuer 
zusammenveranlagt wurden. 

• Sie bewohnten eine Eigentumswohnung, die sie vom Eigentümer 
angemietet hatten.  

• Die Verwaltung des gemeinschaftlichen Eigentums der 
Wohnungseigentümer oblag einer Verwalterin.  

• Die Kläger beantragten eine Steuerermäßigung nach § 35a EStG für 
verschiedene Aufwendungen, darunter Funktionsprüfung von 
Rauchwarnmeldern, Treppenhausreinigung und Schneeräumdienst.  

• Als Nachweis legten die Kläger die "Wohnnebenkostenabrechnung 2016" 
ihres Vermieters vor.  

• Der Vermieter bestätigte Lohnanteile für verschiedene Dienstleistungen.  
• Darunter waren auch Dienstleistungen, die von einzelnen Mitgliedern der 

Eigentümergemeinschaft persönlich erbracht wurden. 
• Diese Leistungen hat das Finanzamt nicht anerkannt, auch nicht im 

späteren Einspruchsverfahren. 
• Auch das FG hatte die Berücksichtigung dieser Kosten abgelehnt. 

 

3.13.2. Besteuerungsproblem 

In diesem Fall ergaben sich im Wesentlichen 2 Besteuerungsprobleme: 
 

1. Ist eine Nebenkostenabrechnung als Nachweis im Zweifel ausreichend für 
Zwecke von § 35a EStG? 

2. Können die Eigentümer Leistungen, die sie persönlich erbringen, den 
Mietern in Rechnung stellen und können die Mieter diese Leistungen dann 
abziehen? Insbesondere, wenn es außer der eigentlichen 
Nebenkostenabrechnung über diese Leistungen keinen Nachweis gibt? 

 

 
29 BFH-Urteil vom 20.04.2023, VI R 24/20, DStR 2023, S. 1520 Nr. 28. 
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3.13.3. Schaubild 

 

3.13.4. Entscheidung des BFH 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in seiner Entscheidung das vorherige Urteil des 
Niedersächsischen Finanzgerichts aufgehoben und die Sache zur weiteren 
Verhandlung und Entscheidung zurückverwiesen.  
 
Der BFH stellte fest, dass Mieter die Steuerermäßigung gemäß § 35a EStG für 
haushaltsnahe Dienstleistungen und Handwerkerleistungen geltend machen 
können, auch wenn sie die Verträge mit den Leistungserbringern nicht selbst 
abgeschlossen haben.  
Als zentrales Argument führte der BFH an, dass eine Wohnnebenkostenabrechnung 
oder eine ähnliche Abrechnungsunterlage, die die wesentlichen Angaben einer 
Rechnung sowie einer unbaren Zahlung nach § 35a Abs. 5 Satz 3 EStG enthält, in der 
Regel ausreicht, um die Steuerermäßigung nach § 35a EStG geltend zu machen. Mit 
dieser Entscheidung betont der BFH die Bedeutung und Anerkennung von 
Abrechnungsunterlagen als ausreichenden Nachweis für die Inanspruchnahme 
steuerlicher Vorteile, auch wenn der Mieter nicht direkt Vertragspartner des 
Dienstleisters ist. 

3.13.5. Konsequenzen für die Praxis 

Für die Praxis hat das Urteil weitreichende Folgen, die gerade auch für 
Eigentümergemeinschaften interessant sein könnten. So lässt es der BFH zu, dass 
die Eigentümer auch eigene Leistungen, die sie persönlich erbringen, über die 
Nebenkostenabrechnung abrechnen können und es nicht erforderlich ist, dass diese 
eigenständige Rechnungen hierfür fertigen.  
Gleichzeitig wird deutlich, dass auch der Mieter solche Aufwendungen steuerlich 
abziehen kann, was in der Praxis ein deutlicher Vorteil sein dürfte. Die 
Steuererklärungen sollten daher in Zukunft insbesondere auch auf solche Positionen 
geprüft werden, die Eigenleistungen der Eigentümer quittieren. 
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3.14. Änderungen im Verfahrensrecht 

3.14.1. Einführung einer Mitteilungspflicht für inländische 
Steuergestaltungen 

Es gibt bereits seit einiger Zeit eine Mitteilungspflicht für grenzüberschreitende 
Steuergestaltungen, die in ihrer Ausgestaltung komplex ist. Vereinfachend 
gesprochen sollen Gestaltungsmodelle, die darauf gemünzt sind, Steuern in 
Deutschland zu reduzieren, in bestimmten Fällen an das BZSt gemeldet werden, die 
dann die entsprechenden Gestaltungen auf ihre gesetzliche Zulässigkeit hin 
auswerten. 
 
Diese Mitteilungspflicht soll nun auf innerstaatliche Steuergestaltungen erweitert 
werden, weshalb ein eigener Tatbestand (§ 138l AO) geschaffen werden soll. 
 
Allerdings werden nicht alle Steuergestaltungsmodelle unter die Mitteilungspflicht 
fallen. Insbesondere werden folgende Voraussetzungen an eine Mitteilungspflicht 
gestellt sein: 
 

• Es muss eine Vertraulichkeitsklausel, eine erfolgsabhängige Vergütung 
oder eine standardisierte Dokumentation oder Struktur der Gestaltung 
(die ohne nennenswerte Anpassungen für mehr als einen Nutzer 
anwendbar ist) vorliegen. 

• Alternativ dazu gibt es noch einige weitere Kennzeichen, die zu einer 
Mitteilungspflicht führen. 

• Auch müssen bestimmte Umsatz- oder Einkunftsgrenzen (50.000.000 € 
Umsatz, 2.000.000 € Einkünfte) überschritten sein, bei Geringfügigkeit soll 
die Mitteilungspflicht entfallen. 

 
Die Mitteilungspflicht wird dann grundsätzlich dem Intermediär (z.B. ein 
Steuerberater) aufgelegt werden. Dies könnte in Kanzleien zu weiterem 
Verwaltungsaufwand führen bzw. ein unerlässlicher Bestandteil für etwaige 
Gestaltungsberatungen werden. 
 
Stellungnahme des Bundesrates 
Der Bundesrat hat sich zu der geplanten Mitwirkungspflicht nicht geäußert, sodass 
diese Änderung vermutlich so verabschiedet werden wird. 
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3.14.2. Anpassung der AO an das MoPeG 

Das in 2024 eintretende MoPeG führt zu zahlreichen redaktionellen Änderungen in 
der AO, u.a. bezüglich der Bekanntgabe und Einspruchsbefugnis von 
Personenvereinigungen. In diesem Zusammenhang gibt es aber keine Punkte, die 
wirklich überraschen. 
 

3.14.3. Änderungen bei der Buchführungspflicht 

Bisher ist eine doppelte Buchführung notwendig, wenn der Umsatz > 600.000 € oder 
der Gewinn > 60.000 € ist. Diese Grenzen sollen jetzt auf 800.000 € Umsatz bzw. 
80.000 € Gewinn angehoben werden, sodass Steuerpflichtiger länger in den Genuss 
einer Einnahmenüberschussrechnung kommen können. Die höheren Grenzen 
sollen ab 2024 gelten. 
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3.15. Änderungen im Gewerbesteuergesetz 

3.15.1. Erweiterte Grundstückskürzung und 
Photovoltaikanlagen 

Die erweiterte Grundstückskürzung ist für Unternehmen, die ausschließlich 
Grundbesitz verwalten, sehr wichtig, da sie über die Belastung mit GewSt 
entscheidet.  
 
Bereits mit Einführung des Fondsstandortgesetzes hat der Gesetzgeber den Betrieb 
von Photovoltaikanlagen als unschädlich erklärt, sofern die Einnahmen aus der 
Stromerzeugung nicht größer als 10 % der Einnahmen aus der 
Grundbesitzverwaltung waren.  
 
Nun soll diese Unschädlichkeitsgrenze auf 20 % angehoben werden. Dadurch 
könnten mehr vermögensverwaltende Gesellschaften in Photovoltaikanlagen 
investieren. 
 
Stellungnahme des Bundesrates 
Der Bundesrat hat sich hierzu nicht geäußert, sodass diese Änderung wohl unkritisch 
sein dürfte. 
 

3.15.2. Verlustverrechnungen 

Die Regelungen zur Verlustverrechnung in der GewSt sollen den geplanten 
Änderungen in § 10d EStG angeglichen werden. 
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3.16. Änderungen im Umsatzsteuergesetz 

3.16.1. Weiterbelastete „Kosten im Eigeninteresse“ keine 
USt-bare sonstige Leistung 

3.16.1.1. Steuerbarer Umsatz 
Der USt unterliegen die Lieferungen und sonstigen Leistungen, die ein Unternehmer 
im Inland gegen Entgelt im Rahmen seines Unternehmens ausführt (steuerbarer 
Umsatz). 
Ein steuerbarer Umsatz in Form einer Leistung gegen Entgelt setzt voraus, dass der 
Leistungsempfänger  

• identifizierbar ist und 
• einen Vorteil erhält, der zu einem Verbrauch i.S.d. gemeinsamen 

Mehrwertsteuersystems führt. Der individuelle Leistungsempfänger muss 
in der Lage sein, aus der Leistung einen konkreten Vorteil zu ziehen. 
Ein einem Dritten entstehender Vorteil ist dann als nebensächlich 
einzustufen, wenn er sich aus einer Dienstleistung ergibt, die im eigenen 
Interesse des Steuerpflichtigen liegt. 

Bei Leistungen, zu deren Ausführung sich die Vertragsparteien in gegenseitigen 
Verträgen verpflichtet haben, liegt der erforderliche Leistungsverbrauch 
grundsätzlich vor. 

3.16.1.2. Weiterbelastete Kosten im Eigeninteresse 
Der BFH30 hat zu weiterbelasteten Kosten für Tätigkeiten, die im eigenen Interesse 
des Unternehmers liegen, festgestellt: Ein Unternehmer, der beim Erwerb von 
Gegenständen vereinbarungsgemäß die im Rahmen seines Unternehmens 
anfallenden Kosten (sog. „Vorkosten“) vom Kaufpreis für den jeweils gelieferten 
Gegenstand abzieht, erbringt damit keine gesonderte sonstige Leistung an den 
jeweiligen Lieferanten der Gegenstände, wenn die diesen Kosten 
zugrundeliegenden Vorgänge im eigenen Interesse des Unternehmers liegen.Allein 
der Umstand, dass eine empfangene Leistung an eine andere Person vertraglich 
weiterberechnet wird, führt nicht dazu, dass die Leistung vom Leistenden direkt an 
den Zahlenden oder vom Leistungsempfänger an den Zahlenden erbracht sein muss. 
Bedeutung hat diese Rechtsprechung insbes. in den Fällen, in denen der Lieferant 
nicht oder nur beschränkt zum Vorsteuerabzug berechtigt ist (z.B. 
Kleinunternehmer und Landwirte). 
Fall 
Schlachthof SH erwirbt von seinen Lieferanten (Landwirten) zur Schlachtung 
bestimmte Tiere. Die im Rahmen der Schlachtung anfallenden „Vorkosten“ (z.B. 
Erfassungskosten, Kosten der Lebendverwiegung, Qualitätsmanagement/Veterinär, 
Hygienefeststellung, Versicherungskosten) zieht SH vom Kaufpreis für das jeweilige 
Tier ab. 
Wie wirken sich die abgezogenen Vorkosten nach Auffassung 

 
30 BFH v. 11.10.22, XI R 12/20 BHF/NV 2023, 274 (NV) 
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a) des FA aus? 
b) des BFH aus? 
Lösung 
a) Das FA behandelt die abgezogenen Vorkosten als Entgelt für sonstige Leistungen. 
Diese unterliegen dem Regelsteuersatz. 
b) Der BFH behandelt die abgezogenen Vorkosten als Entgeltminderungen. Diese 
mindern die Bemessungsgrundlage der (zu 7 % bzw. zu 10,7 % versteuerten) 
Tierlieferungen. Der Vorsteuerabzug ist daher aus der um die Vorkosten 
geminderten Bemessungsgrundlage geltend zu machen. 
Eine sonstige Leistung setzt voraus, dass der Leistungsempfänger identifizierbar ist 
und einen Vorteil erhält. 
Die den Vorkosten zugrundeliegenden Tätigkeiten dienen der Erfüllung gesetzlicher 
Verpflichtungen des SH (Einhaltung von Hygienevorschriften, Anforderungen des 
Lebensmittelrechts). Somit liegen sie im eigenen Interesse des SH. Es besteht keine 
vertragliche Verpflichtung des SH gegenüber den Lieferanten, diese Tätigkeiten 
auszuführen. 

3.16.2. Änderungen der Steuerbefreiung für soziale 
Einrichtungen 

Für Verfahrenspfleger in Familensachen soll eine neue Steuerbefreiung in § 4 Nr. 
16 lit. m) UStG geschaffen werden.  Der Bundesrat hat sich hierzu nicht geäußert. 
 

3.16.3. Anpassung von § 13b UStG 

Die Vorschrift von § 13b UStG soll insoweit angepasst werden, dass in Zweifelsfällen, 
bei denen Leistungsempfänger und leistender Unternehmer übereinstimmend vom 
Vorliegen der Voraussetzungen bestimmter 13b-Umsätze ausgegangen sind, 
obwohl dies nicht zutreffend war, der Leistungsempfänger dennoch als 
Steuerschuldner gelten soll. Dadurch soll das Besteuerungsverfahren vereinfacht 
werden. 
 

3.16.4. Pflicht zur Abgabe von 
Umsatzsteuervoranmeldungen 

Die Pflicht zur Abgabe von Umsatzsteuervoranmeldungen besteht derzeit ab 
Steuerbeträgen von 1.000 €. Dieser Betrag soll nun auf 2.000 € angehoben werden. 
 



 68 Änderungen in der Einkommensteuer - Änderungen im Umsatzsteuergesetz 

3.16.5. Keine Erklärungspflicht für Kleinunternehmer 

Kleinunternehmer sind derzeit noch formell zur Abgabe einer 
Umsatzsteuererklärung verpflichtet. Diese Verpflichtung soll aufgehoben werden. 
 
Gleichwohl ergeben sich hier einige Fragen: gilt diese Aufhebung der 
Erklärungspflicht auch für Fälle, in denen sich tatsächlich eine Zahllast ergeben 
kann? Hierzu nimmt der Gesetzesentwurf bislang keine Stellung. 
 
Beispiel 
A ist Kleinunternehmer und abonniert eine Software von einem Anbieter aus Irland.  
 
Es liegt eine sonstige Leistung durch Softwareüberlassung vor, § 3 Abs. 9 UStG. Der 
Ort richtet sich nach dem Empfängersitz (Deutschland), § 3a Abs. 2 UStG. Der 
Umsatz ist in Deutschland steuerbar (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 UStG) und auch steuerpflichtig. 
Es liegt ein Fall des Reverse-Charge-Verfahrens nach § 13b Abs. 1 UStG vor, da der 
Softwareanbieter ein im übrigen Gemeinschaftsgebiet ansässiger Unternehmer ist. 
Auch ist A trotz seiner Stellung als Kleinunternehmer ein Unternehmer i.S.d. § 13b 
Abs. 5 S. 1 UStG. Das Reverse-Charge-Verfahren würde sogar dann gelten, wenn A 
die Software privat nutzt, § 13b Abs. 5 S. 7 UStG. 
 
Er schuldet daher tatsächlich die Umsatzsteuer. Da er diese wegen § 19 Abs. 1 S. 4 
UStG nicht abziehen kann, entsteht eine Zahllast. 
 
Stellungnahme des Bundesrates 
Der Bundesrat äußert lediglich, dass eine Vereinfachung des geplanten Wortlauts 
sachgerecht wäre. An der Vereinfachung selbst stört er sich nicht. 
 

3.16.6. Ausweitung der Ist-Besteuerung 

Die Ist-Besteuerung ist derzeit bis zu Umsätzen i.H.v. 600.000 € zulässig. Diese 
Umsatzgrenze soll auf 800.000 € angehoben werden. 
 

3.16.7. Gesetzliche Grundlagen für die eRechnung 

Im Rahmen des EU-Projekts „VIDA“ (VAT in the digitale age) soll es in Zukunft 
möglich sein, digitale eRechnungen über Server der Finanzverwaltung zu versenden 
und dadurch im internationalen Rechtsverkehr abzugleichen (digitales 
Meldeverfahren). Dadurch könnte z.B. die Zusammenfassende Meldung langfristig 
obsolet werden. 
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Grundlage für ein solches Projekt wären aber eRechnungen. Aus diesem Grund 
möchte die Bundesregierung nun eine entsprechende gesetzliche Grundlage 
schaffen und § 14 UStG ändern: 
 
Wortlaut der geplanten Änderung in § 14 UStG 
 
Ersetzung des bisherigen § 14 Abs. 1 S. 2 – 8 UStG durch folgende Formulierung: 
„Eine Rechnung kann als elektronische Rechnung oder vorbehaltlich des Absatzes 2 
als sonstige Rechnung übermittelt werden. Eine elektronische Rechnung ist eine 
Rechnung, die in einem strukturierten elektronischen Format ausgestellt, 
übermittelt und empfangen wird und eine elektronische Verarbeitung ermöglicht. 
Die elektronische Rechnung muss der europäischen Norm für die elektronische 
Rechnungsstellung und der Liste der entsprechenden Syntaxen gemäß der Richtlinie 
2014/55/EU vom 16. April 2014 (ABl. L 133 vom 6.5.2014, S. 1) entsprechen. Eine 
sonstige Rechnung ist eine Rechnung, die in einem anderen elektronischen Format 
oder auf Papier übermittelt wird. Die Übermittlung einer elektronischen Rechnung 
oder einer sonstigen Rechnung in einem elektronischen Format bedarf der 
Zustimmung des Empfängers, soweit keine Verpflichtung nach Absatz 2 Satz 2 
Nummer 1 besteht.“ 
 
Fassung der Absätze 2 und 3 wie folgt: 
(2) Führt der Unternehmer eine Lieferung oder eine sonstige Leistung nach § 1 

Absatz 1 Nummer 1 aus, ist er berechtigt, eine Rechnung auszustellen. In den 
folgenden Fällen ist er zur Ausstellung einer Rechnung innerhalb von sechs 
Monaten nach Ausführung der Leistung verpflichtet, wenn der Umsatz nicht 
nach § 4 Nummer 8 bis 29 steuerfrei ist:  

 
1. für eine Leistung an einen anderen Unternehmer für dessen Unternehmen; die 
Rechnung ist als elektronische Rechnung nach Absatz 1 Satz 3 und 4 auszustellen, 
wenn der leistende Unternehmer und der Leistungsempfänger im Inland oder in 
einem der in § 1 Absatz 3 bezeichneten Gebiete ansässig sind;  
 
2. für eine Leistung an eine juristische Person, die nicht Unternehmer ist;  
 
3. für eine steuerpflichtige Werklieferung (§ 3 Absatz 4 Satz 1) oder sonstige Leistung 
im Zusammenhang mit einem Grundstück an einen anderen als in den Nummern 1 
oder 2 genannten Empfänger. Ein im Inland oder in einem der in § 1 Absatz 3 
bezeichneten Gebiete ansässiger Unternehmer ist ein Unternehmer, der in einem 
dieser Gebiete seinen Sitz, seine Geschäftsleitung, eine Betriebsstätte, die an dem 
Umsatz beteiligt ist, oder in Ermangelung eines Sitzes seinen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt hat. § 14a bleibt unberührt. Unbeschadet der 
Verpflichtungen nach Satz 2 kann eine Rechnung von einem in Satz 2 Nummer 1 
oder 2 bezeichneten Leistungsempfänger für eine Lieferung oder sonstige Leistung 
des Unternehmers ausgestellt werden, sofern dies vorher vereinbart wurde 
(Gutschrift). Die Gutschrift verliert die Wirkung einer Rechnung, sobald der 
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Empfänger der Gutschrift dem ihm übermittelten Dokument widerspricht. Eine 
Rechnung kann im Namen und für Rechnung des Unternehmers oder eines in Satz 
2 Nummer 1 oder 2 bezeichneten Leistungsempfängers von einem Dritten 
ausgestellt werden. 
 
(3) Die Echtheit der Herkunft der Rechnung, die Unversehrtheit ihres Inhalts und 

ihre Lesbarkeit müssen gewährleistet werden. Echtheit der Herkunft bedeutet 
die Sicherheit der Identität des Rechnungsausstellers. Unversehrtheit des 
Inhalts bedeutet, dass die nach diesem Gesetz erforderlichen Angaben nicht 
geändert wurden. Jeder Unternehmer legt fest, in welcher Weise die Echtheit 
der Herkunft, die Unversehrtheit des Inhalts und die Lesbarkeit der Rechnung 
gewährleistet werden. Dies kann durch jegliche innerbetriebliche 
Kontrollverfahren erreicht werden, die einen verlässlichen Prüfpfad zwischen 
Rechnung und Leistung schaffen können. Unbeschadet anderer zulässiger 
Verfahren gelten bei einer elektronischen Rechnung die Echtheit der Herkunft 
und die Unversehrtheit des Inhalts als gewährleistet durch 

 
1. eine qualifizierte elektronische Signatur oder 
2. elektronischen Datenaustausch (EDI) nach Artikel 2 der Empfehlung 94/820/EG 

der Kommission vom 19. Oktober 1994 über die rechtlichen Aspekte des 
elektronischen Datenaustausches (ABl. L 338 vom 28.12.1994, S. 98), wenn in 
der Vereinbarung über diesen Datenaustausch der Einsatz von Verfahren 
vorgesehen ist, die die Echtheit der Herkunft und die Unversehrtheit der Daten 
gewährleisten. 

 
Nach diesem Wortlaut würden zukünftig nur noch strukturierte Datenformate als 
elektronische Rechnungen gelten. Die bisher praktizierte Übermittlung von PDF 
oder Bilddateien wäre nach Inkrafttreten nicht mehr zulässig. Welche strukturierten 
Datenformate hierzu in Betracht kommen, ist derzeit aber noch ungeklärt. Es gibt 
verschiedene strukturierte Rechnungsformate, darunter ZUGFeRD.  
 
Die Pflicht zur Ausstellung elektronischer Rechnungen soll ab 2025 greifen. Es soll 
aber Vereinfachungen geben, z.B. für Kleinbetragsrechnungen oder Fahrausweise. 
 
Stellungnahme des Bundesrates 
Der Bundesrat begrüßt grundsätzlich die Einführung einer verpflichtenden 
elektronischen Rechnung und die Schaffung eines transaktionsbasierten digitalen 
Meldesystems. Er weist aber auch darauf hin, dass der mit der Einführung der 
elektronischen Rechnung verbundene Aufwand in einem angemessenen Verhältnis 
zu dem verbundenen Zweck stehen muss. Er hält es daher für erforderlich, die 
Vorgaben so auszugestalten, dass nicht nur die Funktionsfähigkeit des 
Meldesystems gewährleistet ist, sondern zugleich bereits etablierte elektronische 
Rechnungsformate weiterhin genutzt werden können. 
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Auch hält er die geplante Übergangsfrist für zu kurz und plädiert auf eine 
Verpflichtung erst ab 2027, damit den Unternehmen noch genügend Zeit zur 
Umsetzung verbleibt. 
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